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XV . Beleuchlungswesen.

-h. Gasbeleuchtung.
s) Geschäfte, welche aus -er Überwachung der gehörigen Erfüllung der Gasbeleuchtungg-
verträge durch die Amperial-Eoutinental-Gas-Affoliatio» und durch die österreichische Gas-
bcleuchtungs-Altien-Grskllschaft sowohl in Kemg auf die öffentliche Straßenbelcuchluiig als

auch auf die Lieferung von Leuchtgas für sonffige Zwecke sich ergebe«.
Zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen der Gasbeleuchtungsvcrtrage

wurden im Laufe der Jahre 1889 — 1893 nachstehende Amtshandlungen  vor-
genommcn:

Tie Zahl der Proben  bezüglich der Leuchtkraft und der Reinheit des Gases
betrug im Jahre 1889 : 79 , 1890 : 78 , 1891 : 88 . 1892 : 78 , 1893 : 85.

Erhebungen des Gasdruckes  bei den öffentlichen Flammen unmittelbar,
ferner mittels der in den Amneldestationen der Jmperial - Continental -Gas -Associatio»
und auch mittels der in den städtischen Feuerwehr -Depots befindlichen Druckmessapparate,
fanden im Jahre 1889 : 784 , 1890 : 838 , 1891 : 880 , 1892 : 880 und 1893:
862 statt.

Die Anzahl der Revisionen der öffentlichen Beleuchtung  in sämmtlichen
Bezirken , bezüglich der Einhaltung der Anzünde - und Auslöschzeite » , der Anzünderouten
und der sonstigen für den öffentlichen Beleuchtungsdienst bestehenden Vertragsbestimmungen,
bezifferte sich im Jahre 1889 mit 259 , 1890 mit 257 , 1891 mit 253 , 1892 mit
363 , 1893 mit 342.

Inspirierungen  der in den Bezirken I bis X befindlichen Anmeldestationen
der Jmperial -Conti »ental -Gas -Association , bezüglich der Anwesenheit der Gasarbeiter,
der von denselben infolge vvn Anmeldungen zu besorgenden Gänge und der sonstigen
Vertragsbestimmungen , wurde » im Jahre 1889 : 260 , 1890 : 262 ^ 1891 : 255,
1892 : 264 und 1893 : 242 vorgenommen.

Die Zahl der Nachsichten  auf den Gaswerke » , betrug im Jahre 1889 : 36,
1890 : 37 , 1891 : 37 , 1892 : 35 , 1893 : 37.

Weiters wurden über die von der Jmperial -Eontinental -Gas -Association bei Rohr¬
legungen vorgenommenen Ausgrabungen  in den Straßen und über die Instand¬
setzung des Straßenpslasters,  im Jahre 1889 : 1913 , 1890 : 1895 , 1891 : 1528,
1892 : 1728 und 1893 : 1722 Controlnachsichten vorgenommen.

Die Untersuchung der Gaswerke  der Jmperial - Continental -Gas -Assoeiation
sowie der österreichischen Gasbeleuchtnngs -Actien -Gesellschaft wurde in den Jahren 1889
bis 1892 auf Grund der Verträge alljährlich unter Intervention des GemeinderatheS,
beziehungsweise Stadtrathes vorgenommen . Die im Jahre 1893 vorzunehmende Unter-
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smhiuig wurde auf den Beginn des Jahres 1894 verschoben , nm dem technischen Eo »-
sulenten , welcher am 1 . Jänner 1894 seine Thätigkeit begann . Gelegenheit zu bieten , die
Gaswerke , namentlich jene der englischen Gasgescllschaft , kennen zu lernen.

Zur größeren Bequemlichkeit des Pnblicnms wurde im Jahre 1889 seitens der
Jmperial -Continental -Gas -Association für den VI . Gemeindebezirk , dessen Gasconsnmenten
die Anzeigen über Gasbelenchtnngsgebrechen bis dahin theilS im V ., theils im
VII . Bezirke , theils im Gaswerke in Fünshans machen mussten — ein eigenes Anmelde¬
locale  im Hause , VI ., Tambörkgasse Nr . 4 , errichtet . —

Laut Ls 37 des mit der Jmperial -Eümtinental -Gas -Association abgeschlossenen
Vertrages vom 22 . Mai 1875 ist die Gesellschaft verpflichtet , ans ihren Gaswerken in
Wien und Umgebung auf Verlangen der Gemeinde Wien die Beschränkung des Eigen¬
thumes dahin grnndbücherlich vornierken zu lassen , dass bezüglich dieser Immobilien im
Grunde des GaSvertrages die Verpflichtung besteht , sie der Gemeinde Wien ans
ihr Verlangen gegen Zahlung deS Schätzungswertes zu übergeben , und dass die
Gesellschaft sich deS Rechtes begebe , diese Immobilien ohne Zustimmung der Gemeinde
zu veräußern oder zu belasten . In Anbetracht nun , dass die genannte Gasgesellschast

auf einem in der Nähe des Gaswerkes in Zwischenbrücken  befindlichen Grund¬
stücke einen neuen Gasbehälter erbaut hatte , aus welchem die vorerwähnte grnndbücher-
liche Vormerkung nicht dnrchgeführt war , wurde dieselbe auch bezüglich dieses Objectes
nach dessen Vollendung im Jahre 1890 durchgeführt . —

Die Einbeziehung der Vororte veranlasse die Jmperial -Continental -Gas -Assvciation

gegen Ende des Jahres 1891 der Gemeinde Wien Propositioncn vorznlegen , welche die
Abschließnng eines neuen , für das gesummte , nunmehr erweiterte Gebiet von Wien
geltenden Vertrages bezwecken sollten , unlst in denen die genannte Gesellschaft der
Gemeinde Wien einen Antheil an dem Erträgnisse des Belenchtungsgeschäftes vom Tage
des Abschlusses des neuen Vertrages bis inclusive 1899 mit 10 Procent , vom Jahre 1900
ab mit 13 Procent — dann die Reduktion des Gaspreises für Private von 9 .z auf 9 kr.
anbietet — und der Gemeinde daS Recht einräumt , öffentliche Passagen mittels Elektri-
cität zu beleuchten . Über diese Anerbietungen der Gasgesellschaft haben die städtischen
Ämter ihre Äußerungen abgegeben ; als aber die Angelegenheit im Gemeinderathe zur
Behandlung kommen sollte , zog die Jmperial - Continental -Gas -Affociation ihre Propo¬
sitionen zurück.

Im Hinblicke auf die Einbeziehung der Vororte wurden ans Grund des K 7 des
Gasvertrages vom 22 . Mai 1875 auch die Pläne des Gaswerkes in Hütteldors
sowie die Pläne über die von diesem Werke ausgehenden .Hauptgasrohre von der Jm-
Perial -Continental -Gas -Associativn abverlangt.

Bezüglich jener zu Wien einbezogencn Gebiete , für welche keine Gasverträge
bestehen , wie Ober -St . Veit , Kaiser - Ebersdorf , Kahlenbergerdorf . Neustift am Walde,
Salmannsdorf , wurden in den Jahren 1891 — 1893 behufs Einführung der Gasbeleuchtung
auf Grund des Vertrages vom 22 . Mai 1875 vom Magistrate Anträge gestellt , die in

den folgenden Jahren zur Ausführung kamen.

Da in den einbezogenen Gebieten nicht die genügende Anzahl von Anmeldcstationen
vorhanden war , bei ' welchen Gebrechen an Privat - und anderen GaS -Jnstallationen zur
Erlangung einer möglichst beschleunigten Abhilfe znr Anzeige gebracht werden können,
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wurden im Jahre 1891 infolge eines im Gemeinderathe gestellten Antrages die geeigneten
Vorschläge zur Abstellung dieses Übelstandes seitens des Magistrates und Stadtbau¬
amtes erstattet.

Bereits im Jahre 1888 wurde die Frage erörtert , welche Vorkehrungen im
Interesse der Gemeinde Wien mit Rücksicht auf die im Jahre 1899 allfällig zu erfolgende
Übernahme der Gaswerke in das Eigenthum der Gemeinde schon vor diesem
Zeitpunkte zu treffen wären . Eine eingehende Behandlung dieser Frage ließ erkennen,
dass dieselbe mit der Entscheidung in dem von der Gemeinde gegen die Jmperial-
Continental -Gas -Association angestrengten Processe wegen des der Stadt Wien zu¬
stehenden Rechtes , nach Ablauf des Gasvertrages von der Gasgesellschaft die Heraus¬
nahme der Rohre aus dem städtischen Straßengrunde verlangen zu dürfen , im engsten
Zusammenhänge stehe . Nachdem nun im Jahre 1890 die Entscheidung in diesem Processe
zu Gunsten der Gemeinde Wien erfolgt war , wurde der Lösung der Frage näher
getreten und über die — bezüglich der Gasversorgung Wiens — zu ergreifenden
Maßnahmen , sowie über das im Falle der Erbauung neuer städtischer Gas¬
werke eiuzuhaltcnde Arbeitsprogramm , namentlich aber bezüglich einer schon im Jahre 1891
eiuzuleitenden Schätzung der englischen Gaswerke an den Gemeinderath Bericht
erstattet.

Der Gemeinderath hat sohin das für Erbannng städtischer Gaswerke im Jahre 1888
aufgestellte Arbeitsprogramm mit Beschluss vom 20 . Mai 1892 genehmigt und
zugleich beschlossen , dass die in dem erwähnten Gasvertrage festgesetzte gerichtliche
Schätzung der der englischen Gesellschaft gehörigen Werke eingeleitet werden soll.
Infolge dieses Beschlusses war das Programm für die Concursausschreibung zur
Beschaffung der Projecte für die städtischen Gaswerke vom Bauamte vor¬
gelegt , von dem für die Beurtheilung der Projecte eingesetzten Preisgerichte genehmigt
und die Preisausschreibung selbst , worin der Ternnn für die Einreichung der Projecte
für den 15 . Mai 1893 festgesetzt wurde , anfangs November 1892 publiciert worden.

Dem vorbenannten Arbeitsprogramme gemäß wurde im Jahre 1892 auch der
Concurs für die Stelle des Bauleiters der städtischen Gaswerke ausgeschrieben.
Nachdem mit mehreren der Competenten Verhandlungen eingeleitet worden waren,
erfolgte eine Einigung mit dem Direktor der Gaswerke der österreichischen Gas-
beleuchtungs -Actien -Gesellschaft zu Temesvar , Theodor Herrmann , welcher mit Gemeinde¬
rathsbeschluss vom 31 . October 1893 als technischer Consulent für die Vorarbeiten des
Baues der städtischen Gaswerke bestellt wurde.

Infolge der erwähnten Concursausschreibung zur Erlangung von Projekten für
städtische Gaswerke sind am 15 . Mai 1893 zwei Projecte eingelangt , eines von dem
deutschen Ingenieur Schimming aus Charlottenburg , ein zweites von dem englischen
Ingenieur A . M . Großley aus Glasgow.

Von den berufenen Preisrichtern wurde dem vom Ingenieur Schimming ein¬
gereichten Projecte der erste Preis per 8000 fl . einstimmig zuerkannt . Bezüglich des
Großley 'schen Projektes sprachen sich die Preisrichter dahin aus , dass dieses nicht in
allen Punkten dem Programme der Preisausschreibung entspreche und daher zur Con-
currenz nicht zugelasse » werden könne ; da aber auch dieses Projekt einige Details,
namentlich bei der Retortenofen -Anlage , enthalte , welche beim Baue städtischer Gas¬
werke möglicherweise Verwertung finden könnten , empfahl die Jury dem Gemeinderathe,
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dem Verfasser die Präposition zu machen , sein Project nm den Betrag von etwa 2000 sl.

in das Eigenthum der Gemeinde Wien zu übergeben . Ta sich der Verfasser mit diesem

Anerbieten einverstanden erklärte , hat die Gemeinde auch dieses Project erworben.

Nachdem nun die Projecte für die Erbauung städtischer Gaswerke Vorlagen,

handelte es sich zunächst darum , alle jene Vorarbeiten durchzuführen , welche nothwendig

sind , um zu dem Baue selbst schreiten zu können . Es wurde deshalb zur Durchführung

des mit dem Gcmeinderathsbeschlusse vom 20 . Mai 1892 genehmigten Programines

für die Errichtung von städtischen Gaswerken , insbesondere zur Durchführung der in

diesem Programme für daS Jahr 1898 in Aussicht genommenen Arbeiten wegen

Erlangung von Detailprojecten und Kostenüberschlügen für neue Gaswerke durch eine»

sofort zu bestellenden Bauleiter , dem ein eigenes fachmännisches Bureau zur Verfügung

zu stellen ist , zur Einholung von etwa erforderlich werdenden Gutachten hervor¬

ragender Experten , zur Erwerbung , beziehungsweise Sicherung von erforderlichen Grund¬

stücken n . s. w . mit dem Gemeinderathsbeschlussc vom 15 . September 1893 ein Credit

von 800 .000 fl . genehmiget und gleichzeitig bestimmt , dass über die Verwendung dieses

Credits alle zwei Monate Bericht zu erstatten ist . Der erste dieser Berichte wurde am

15 . November 1898 erstattet.

Anfangs December 1898 erstattete das Stadtbauamt , nachdem es sich früher mit

dem technischen Consnlenten ins Einvernehmen gesetzt hatte , den Vorschlag für die

Aufnahme jener Hilfsarbeiter , welche in der allerersten Zeit für das zum Zwecke der

Gaswerkbauten zu errichtende Bureau benvthigt werden , und zwar für einen Bau - und

einen Maschinentechniker , welcher Vorschlag mit Stadtrathsbeschlnss vom 29 . December 1893

genehmigt wurde.

Von den Grundstücken , aus welchen die städtischen Gaswerke erbaut

werden sollen , befindet sich das eine in Heiligenstadt , das andere in Simmering

und hat das im Jahre 1892 zur Beurtheilung der Prvjecte für die städtischen Gas¬

werke eingesetzte Preisgericht diese beiden Plätze zurl Erbauung solcher Werke als

geeignet befunden . Nachdem der Platz in Simmering theilweise dem Bürgerspitalsfonde

und theilweise dem k. k. Oberstjägermeisteramte gehört , wurden im Jahre 1892

behufs Ankaufs des letzteren Grundtheiles mit dem k. k. Hofärar Verhandlungen

eingeleitet . Letzteres hat auch die Bereitwilligkeit zum Verkaufe der betreffenden

Parcellen ausgesprochen und die Bedingung gestellt , es hätte sich die Gemeinde Wie»

im Falle des Ankaufs der Grundstücke mit den auf denselben etablierten Pächtern

bezüglich der Ablösung der denselben gehörigen Bauobjecte abzufinden . Die Höhe der

Ablösungsbeträge wurde im Jahre 1893 mit den Pächtern vereinbart , um die Ver¬

handlungen mit dem k. k. Hofärar sortsetzen zu können.

Die mit Gemeinderathsbeschluss vom 20 . Mai 1892 angeorduete Schätzung

der der Jmperial - Continental -Gasasiociation gehörigen Gaswerke wurde gegen Ende

des Jahres 1892 eingeleitet . Hiefür wurde gerichtlicherseits der k. k. Notar Dr . Richter

bestellt und fungierten hiebei über Vorschlag der Gemeinde Wien der k. k. Baurath

Böck und Civil -Jngenieur E . Grahn und über Vorschlag der Jmperial -Continental-

Gasassociation der k. k. Baurath Streit und Generaldirector Hegener als Schätzmeister.

Es haben am 6 . April 1893 im Gaswerke in Fünfhaus , am 27 . Juni 1893 im

Gaswerke in Döbling , am 28 . Juni 1893 im Gaswerke in Baumgarten , am ' 15 . Sep¬

tember 1893 im Gaswerke in Favoriten und am 20 . December 1893 im Gaswerke
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in Zwischenbrücken Zusammentretnngender Schützungscommission unter Intervention des
StadtanwalteS und des Stadtbauamtes stottgefunden, wobei jedesmal eine Besichtigung
des betreffenden Gaswerkes auf Grund der vorliegenden Pläne , eine Berathung über
das weitere Vorgehen der Commission, sowie die protokollarische Aufnahme der
CominissionSbeschliisse vorgenommen wurde. Die Schätzungscommission wird ihre
Aetionen im Jahre 1894 fortsctzen. —

Um das communale Interesse gegenüber den Gasanstalten gehörig zu wahren und
die vom Stadtrathe angeregte Reorganisation des BeleuchtnngSdienstesdnrchznführen,
wurde vom Magistrate der Vorschlag erstattet, eine entsprechende Vermehrung des Über
wachnngspersonalesvorznnehmen. Die betreffenden Anträge fanden erst im Jahre 1894
ihre Erledigung.

Wie in früheren Jahren , wurde auch im nbgelanfenen Quinquennium alljährlich
der Tarif für die Arbeiten und Lieferungen bei der Herstellung der Gasrohrleitungen
vom Straßenrohre bis zu den Gasmessern der Privatconsumcnten mit der Jmperial-
Continental-Gasassociation vereinbart.

b) Geschäfte, welche aus-er Wahrung des wirtschaftlichen Interesses der Gemeinde Wien bei
der öffentlichen, dann bei der Selenchtung in den städtischen Gcdäuden und sonstigen der Gemeinde

gehörigen Vbjertrn hrrvorgehen.
1. Öffentliche Beleuchtung.

Nach dem Stande am Ende des Jahres 1888 standen für die öffentliche Beleuchtung
in den alten zehn Bezirken 11.437 gewöhnliche Flammen »nd 309 Jntensivbrenner (mit
erhöhtem Gasconsum) in Verwendung.

Während des Qinguenninms 1889 bis 1893 betrug
der Zuwachs der Abfall der Stand zu Ende des Jahres

an gewöhn¬ an Jn¬ an gewöhn¬ an Jn- an gewöhn¬ an Jn-
im in den lichen tcnsiv¬ lichen tensiv- lichen tensiv-

Jahre Bezirken Flammen brennern Flammen brennern Flammen brennern
1889 I—X 277 26 53 — 11.661 335
1890 I—X 438 24 49 1 12 050 358
1891 I—X 573 36 73 — j
1891 XI —XIX 96 21 77

I
" I 17.4890 452 )̂

1892 I—XIX 636 69 77 1 18.048 520
1893 I—XIX 1556 59 76 — 19.528 579

Von den Ende 1893 für die öffentliche Beleuchtung bestandenen Flammen waren
11.371 halbnächtig (bis 11 Uhr 50 Minuten brennend), 7737 ganznächtig(bis Tages¬
anbruch brennend). 2 Flammen hatten mir die Brenndauer bis 10 Uhr Abends und
324 Flammen brannten bloß periodisch, zumeist zur Beleuchtung von Gartenanlagen
während der Sommermonate.

Mit Ausnahme von 28 geringer dotierten, zur Beleuchtung von Anstandsvrten
dienenden Flammen, welche sämmtlich ganznüchtig brannten, hatten alle Flammen den
nvrmalmäßigen Stundeneonsnm von 141 Liter Gas.

0 Einschließlich der in den einverleibten Gemeinden bereits bestandene» 4843 gewöhnlichen
Flammen und 37 Jntcnsivbrennern.



XV. Beleuchtungswesen . — V. Gasbeleuchtung. 381

Die 579 Jntensivbrenner brannten mit einem verschiedenen Stundenconsume, und
zwar mit 840 , 900 , 1000 , 1200, 1300, 1800 und 1950 Liter Leuchtgas. Dieselben
sind in der Regel nur vor Mitternacht in Function, während von da ab bis zürn Morgen
gewöhnliche Flammen an Stelle derselben brennen. Außerdem waren am Schlüsse des
Jahres 1893 66 Flammen (24 ganznächtige und 42 Halbnächtigel mit einem Consum
von 280 Liter per Stunde vorhanden.

Die folgende Zusammenstellung gibt eine Übersicht über den für die öffentliche
Beleuchtung erforderlichen Gasconsum und den jährlichen Aufwand für
dieselbe während der letzten fünf Jahre . Es betrug

der Gasconsum die jährliche Auslage

inr Jahre für die Bezirke für die öffentliche Beleuchtung
1889 I—X 5,148 .871 irr» 361 .600 fl. 65 kr.
1890 I—X 5,366 .555 „ 376 .140 „ 18
1891 . I—XIX 7,394 .386 „ 518 .024 „ 10
1892 I—XIX 7,747 .884 „ 542 .474 „ 53
1893 . I—XIX 8,291 .871 „ 581 .071 „ 41

Die in den vorstehenden Ziffern nicht mitinbegriffenen Auslagen für die
liche Beleuchtung mittels Petroleum  bezifferten sich für die ehemaligen zehn
Gemeindebezirke im Jahre 1889 mit 101 fl. 57 kr., 1890 mit 204 fl. 4 kr. und
1891 mit 87 fl. 54 kr., für sämmtliche 19 Bezirke im Jahre 1892 mit 4462 fl. 24 kr.
und 1893 mit 6992 fl. 11 kr.

Der Bestand an Hauptgasrohreu  betrug
zu Ende des Jahres in den Bezirken Currentmeter

1889 . . . . I—X 456 .622
1890 . . . . I—X 467 .048
1891 . . . . I—X 476 .792
1892 . . . . . I—XIX 894 .215
1893 . . . I—XIX 932 .336

S . Beleuchtung der städtischen Gebäude.

Der Gefammtstand der Gas
Ende 1888 in den Bezirken I. bis X.

flammen  in den
22.888 Stück.

städtischen Gebäuden

Die Beränderungen in der Beleuchtung der städtischen Gebäude während des
Berichtsguinquenninmssind aus Nachstehendem zu ersehen.

Es waren Gasflammen:

im Jahre ill den Bezirken zugewachsen abgefallen zu Ende des Jahres
vorhanden

1889 I — X 5339 3145 25 .082
1890 I X 1591 851 25 .822
1891 I — XIX - — 35 .341 ' ,
1892 I — XIX 3006 830 37.517
1893 I XIX 1876 597 38.796

- Einschließlich der durch die Vororte-Einverleibung zugewachsenen Flammen.
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Ein  größerer Flammeuzntvachs ist zu verzeichnen:
im Jahre 1889 : im I . Bezirke im neuen Nathhause ; im II . Bezirke im Schul¬

gebäude in der Wasnergasse; im III . Bezirke am Centralschlachtviehmarkte ; im VIII . Bezirke
im Waisenhanse iu der Jvsefstädterstraße ; im X . Bezirke im Schulgebäude in der Herz-
gnsse und in der Werkmeisterschule;

im Jahre  1890 : im II . Bezirke im Schulgebäude in der Pazmaniteugasse Nr . 26;
ini III . Bezirke im Schulgebäude iu der Apostelgasse Nr . 16 ; imV . Bezirke im Schulgebäude
in der Malfattigasse Nr . 1 und im Volksbade am Einsiedlerplatz ; im VII . Bezirke
im Schulgebäude iu der Neustiftgasse Nr . 100 ; im X . Bezirke im Asyl- und Werkhause,
und im Volksbade am Erlachplatz;

im Jahre  1891 : im III . Bezirke am Centralschlachtviehmarkte und im Volksbade
in der Apostelgasse, im V . Bezirke im Schulgebäude in der Embelgasse; im VI . Bezirke
im Gemeindehause in der Amerlinggasse ; im X . Bezirke im Schulgebäude in der
Quelleugasse Nr . 31;

im Jahre  1892 : im II . Bezirke im Schulgebäude in der Vorgartenstraße , im
Volksbade' in der Treustraße , im Epidemiespital in der Engerthstraße und im
magistratischen Bezirksamt in der Kleinen Sperlgasse ; im III . Bezirke im magistratischen
Bezirksamte ; im IV . Bezirke im magistratischen Bezirksamte ; im VI . Bezirke im
Schlachthause und im Volksbade in der Ufergasse; im VII . Bezirke im magistratischen
Bezirksamte ; im VIII . Bezirke im Volksbade in der Florianigasse und im Schulgebäude
iu der Langegasse Nr . 36 ; im IX . Bezirke im Volksbade in der Wicsengasse; im
X . Bezirke im magistratischen Bezirksamte und im Schulgebäude iu der Lcibnitzgasse;
im XI . Bezirke im magistratischen Bezirksamte ; im XII . Bezirke im magistratischen
Bezirksamte nnd in den Schulgebäuden iu der Schönbrunner Hauptstraße Nr . 39
und 41 , in AltmannSdorf , in Hetzendvrs, in Meidling : Ehrcnfelsgnsse , Schiller¬
gasse und Bischofgasse; im XIII . Bezirke im magistratischen Bezirksamte , im
Schulgebäude iu Hietzing und in den Schulen Penzing Schulgassc , und Tegetthoff-
straße ; im XIV . Bezirke iu den Schulgebäuden in der Meidlingerstraße , Stättermaycr-
gnsse, Tadlergasse Nr . 9 und 16 , Schmelzgasse und Neubergengasse ; im XV . Bezirke
im magistratischen Bezirksamts ; im XVI . Bezirke im magistratischen Bezirksamte , ferner
in den Schulgebäuden in der Seitenberggnsse , Ottakringer Hauptstraße Nr . 158 , Payergnsse,
Abelegasse, und am Habsburgplatz ; im XVII . Bezirke im magistratischen Bezirksamte
und in den Schulgebäuden iu der Leopoldigassc Nr . 37 und am Pctcrsplatz ; im
XVIII . Bezirke im magistratischen Bezirksamte ; im XIX . Bezirke im Schlachthause zu
Nussdorf;

im Jahre  1893 : im II . Bezirke in den Schulgebäuden in der Wintergnsse Nr . 14,
Schwarziugergasse Nr . 4 und Aspernallee lJrcudenau ) ; im XI . Bezirke im Gebäude der
Schule am Marktplatz iu Simmering ; im XIV . Bezirke im magistratischen Bezirksamtc
und im Schulgebäude in der Kröllgasse ; im XVI . Bezirke in den Schulgebäuden in
der Seitenberg - und Panikengasse ; im XVII . Bezirke im Schulgebäude in der Schmerling¬
gasse; im XVIII . Bezirke im Schulgebäude iu der Anastasius Grüngasse.

An Jnteusivbreuuern  waren in den städtischen Gebäuden am Ende des Jahres
1888 : 616 vorhanden . Während der einzelnen Jahre der Berichtsperiode sind, und zwar
1889 : 322 , 1890 : 253 , 1891 : 71 , 1892 : 167 nnd 1893 : 170 Jntcusivbrenner
zngewachseu, daher der Stand derselben zu Ende des Jahres 1893 sich mit 1599
bezifferte.
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Bezüglich der Beleuchtung in den städtischen Gebäuden wurden nachstehende
erheb ungen vorgenommen, und zwar:

wegen

im Jahre
Einführung, Abänderung

und Vermehrung der
Beleuchtung

Contrvle des
consums

Gas - Überwachung der curren¬
te» Arbeiten

1889 . . . 1116 97 773
1890 . . . 886 87 925
1891 . . . 1021 80 968
1892 . . . 1251 299 991
1893 . . . 1031 446 1075

Bei der Beleuchtung der städtischen Gebäude stellten sich der Gasconsum und
die Kosten für denselben, wie folgt. Es betrugen

im Jahre der Gasconsuin die Auslagen
1889 . . 1,218 .932 115 .906 fl. 8 kr
1890 . 1,237 .050 rn» 117 .831 74 „
1891 . . 1,638 .751 m2 155 .656 15 „
1892 . . 1,735 .658 m» 172 .041 .. 80 „
1893 . . 1,729 .130 171 .821 51 ..

Zur Messung des verbrauchten Gases dienten in den städtischen Gebäuden
im Jahre 1889 : 401 , 1890 : 421 , 1891 : 437 , 1892 : 704 und 1893 : 756 Gasmesser.

Außerdem standen zur Ermittlung des in diesen Gebäuden von verschiedenen
Parteien verbrauchten Gases im Jahre 1889 : 74 , 1890 : 84 , 1891 : 80 , 1892 : 82
und 1893 : 91 Controlgasmesser in Verwendung.

Nachdem die Siemens 'schen Regen erativbreuncr  in vielen städtischen
Schulen eingeführt waren und die Absicht bestand, dieselben in mehreren zu erbauenden
Schulen in Gebrauch zu nehmen, wurde im Jahre 1889 die Frage angeregt , wie sich
diese Beleuchtungsweise bisher bewährt hat und ob die derselben nachgerühmte» Bor¬
theile thatsächlich zu Tage getreten sind. In dieser Richtung hat das Stadtbauamt einen
eingehenden Bericht erstattet , in welchem sowohl die ökonomischen, als auch insbesondere
die hygienischen Vortheile dieser Belenchtungsart nachgewiese» erscheinen.

Zur Erzielung von Gasconsum - Ersparungen  und zum Behufe der Ein¬
haltung des fixierten Gasconsum -Quantums wurden im Jahre 1889 über Vorschlag des
Stadtbauamtes Gasconsum - Regulatoren  in den städtischen Gebäuden in Verwendung
genommen, und sind über 3000 solche Apparate bei den Gasflammen angebracht
worden.

Die im neuen Rathhause probeweise verwendeten Auer - Brenner  ergaben sowohl
in Bezug auf Leuchtgasersparung , als auch in Hinsicht der besseren Beleuchtung ein
befriedigendes Resultat , daher dieselben im Jahre 1889 in mehreren Ämtern eingeführt,
beziehungsweise vermehrt wurden . —

Die bei dem Gasverbranche in den unter der Cvmmunal -Administration stehenden
Waisen - und Bersorgungshä usern  wahrgcnvmmenc » Differenzen zwischen den
fixierten Consumgebüren und dem faktischen Gasconsnme waren Veranlassung , dass im
Jahre 1890 ans Basis des wirklichen Bedarfes eine neue Fixierung der Gasconsum-
gebüreu im cominissioncllen Wege ansgemittelt wurde , die im Jahre 1891 die
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Genehmigung durch den Stadlrath erhielt, welcher überdies anvrdncte, dnss der Gas-
consuni in den genannten Anstalten durch wiederholte nächtliche Localnachschau unter
permanenter Controle gehalten werde.

Tie Jmperial -Continental-Gas -Assoeiation hat seit einigen Jahren sür das in den
städtischen Gebäude» des I. bis X. Bezirkes verbrauchte Leuchtgas einen 4procentigen
Rabatt  gewährt . Nach Einbeziehung der Borvrte haben sowohl die genannte Gas¬
anstalt, als auch die österreichische Gasbeleuchtnngs-Actiengesellschaft über Aufforderung
des Magistrats auch für die in den Bezirken XI bis XIX befindlichen städtischen
Objecte einen gleichen Rabatt gewährt.

v) Geschäfte, welche aus der Handhabung der für die Ausführung von Gasrohrlritnngcn
und Srleuchtnngsaulagkn geltende» Minijtrrialvcrordnung vomS. Mai 1875, v. <5. 8.

Nr. 76, entspringen.
Bei den von den Installateure» angezeigtcn Gasinstallationen wurden durch das

Stadtbanamt vorgenommen:

im Jahre Localerhetmngen
Davon entfallen aus Prü¬
fungen von Gasrohrlcitungen

auf ihre Dichtheit

Localerhebungen in Bezug
auf sonstige Bestimmungen
der erwähnten Miuisterial-

verordnung
1889 14.919 5884 9.585
1890 18.094 5151 7.943
1891 14 881 8189 8.542
1892 18.181 7795 10.366
1898 20 .812 9284 11.048

In jenen Fällen, in welchen die Anzeige über die Bornahme von Belenchtungs-
ausführungen nicht rechtzeitig erstattet wurde, sowie bei sonstigen Übertretungen des
Gasregulativs wurde» vom Magistrate entsprechende Strafen verhängt.

Der ansgearbeitcte Entwurf zu einem neuen Regulative für die Aus¬
führung von Beleuchtungsanlagen  wurde über Anregung des Magistrats im
Jahre 1891 dem österreichischen Ingenieur- und Architektenvereine zur Erstattung eines
Gutachtens übermittelt, nach dessen Einlangcn vom Stadtbauamte eine Äußerung
erstattet wurde. Eine Beschlussfassung hierüber ist bisher nicht erfolgt.

In den Theatern und sonstigen größeren Unterhaltungs-Etablissements sind sowohl
die Gasrohrleitunge» als auch die übrigen Gaseinrichtungen, namentlich die Gasschleusen
alljährlich der nothwendigen Probe unterzogen worden.

8. Elektrische Beleuchtung.
s >Verträge milden Elektricitäts-Gesellschaften

Ter von der Gemeinde Wien mit der Firma Siemens L Halske  in Wien am
14. October 1887 abgeschlossene Vertrag, welcher im Berwaltungsberichte vom Jahre 1887,
Seite 819 , vollinhaltlich abgedruckt ist, enthält die auf die Benühung des städtischen
Grundes zur Legung von Kabeln sür die Abgabe von elektrischem Strom beznghabenden
Bestimmungen.
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Dieselben Bestimmungen fnnden in den Vertrügen Ausnahme , welche die Gemeind ^ ,
am 28 . Juli 188 !) mit der Wiener Elektricitäts -Gesellschaft , deren Centrale im VI . Bezirke,

Kannitzgasse 4 . sich befindet , serner nm <>. September mit der Internationalen Elektricitäts-
Gesellschaft hinsichtlich der Centrale , II ., Engerthstraße ! !>!>, abgeschlossen Hot.

In dem letztgenannte » Vertrage wurde aber noch besonders ans Privilegien , welche
bei der Anlage in Anwendung kommen sollten , Rücksicht genommen.

Im Jahre 1890 wurden mit der Internationalen Druckluft - und Elektricitäts-

Gesellschaft in Berlin wegen Abschlusses eines Vertrages hinsichtlich der Legung von
Rohren für Druckluft und von Kabeln für elektrischen Strom Verhandlungen gepflogen
und dieser Gesellschaft die Bedingungen , unter welche » der Gemeinderath die Einlegung
von Röhren , beziehungsweise Kabeln in städtischen Grund gestatten würde , bekannt
gegeben . Eine . Mittheilnng über die Annahme oder Ablechnnng dieser Bestimmungen ist
nicht eingelangt.

Im Jahre 1891 gieng die Eentrale „ Renbad " mit dem zugehörigen .Kabelnetze
in den Besitz der nengegründeten Allgemeinen österreichischen Elektricitäts - Gesellschaft
über , und wurden mit Znstimmnng der Gemeinde die der Iirma Siemens 8c HalSke
ans dem Vertrage vom 14 . Sctober 1887 zustehenden Rechte und Verbindlichkeiten zu¬

folge des Nachtrggs -Übereinkommens vom 27 . April 1891 an die obgenannle Elektricitäts-
Gesellschaft übertragen.

Im Jahre 1892 erbaute die Allgemeine österreichische Elektricitäts -Gesellschaft eine
zweite Centrale sll ., Sbere Tonanstraße 28 ) , ans welchem Anlasse der Abschluss eines
neuen Vertrages hinsichtlich der Legung von Kabeln erforderlich wurde . Nachdem aber
das neuerbaute Werk mit dem älteren (Eentrale „ Renbad ") durch ein gemeinsames Kabelnetz

verbunden werden sollte und eS nicht gut angieng , für die beiden Werke , sowie für das

.Kabelnetz verschiedenartige Bestimmungen gelten zu lassen , so wurde zur Revision und
Abänderung des ursprünglichen Vertrages vom 14 . October 1887 , beziehungsweise des
Nachtrags - Übereinkommens vom 27 . April 1891 geschritten.

Gleichzeitig wurden die einen Bestandtheil dieser Verträge bildenden „ Beding¬
ungen für die Lieferung von elektrischem Strome"  neu verfasst und hiebei
wesentliche Vereinfachungen vorgenommeu.

Diese Bedingungen enthalten in ihrer neuen Iassung mehrfache Begünstigungen
und Erleichterungen für die Stromabnehmer , so z. B . den Wegfall der Grundtaxe für
die installierten Lampen , Ermäßigungen der Mietpreise für ElektricitätSmesser , höhere
Rabatte re.

Der vorerwähnte neue Vertrag und die bezeichneteu Bedingungen sür die Lieferung
von elektrischein Strom lauten , wie folgt:

Vertrag , welcher auf Grund des Gemeindcrathsvcschkulfes vom 1. Aevruar 1893 , Zahl 2822,
W .-Z. 4V3.8S2 ex 18S1, zwischen der Gemeinde Wien und der Allgemeinen österreichischen

KleklricitLtsgefetlschaft in Wien avgcschlolfen wird.
8 1 . Tie Gemeinde Wien ertheilt der Allgemeinen österreichischen ElektricitätSgesellschaft das

Recht , in den städtischen Straßen , Gassen , Plätzen , Brücken und Gartenanlagcn in dem dermaligen
Gemeindegebiete in Wien sür die Bertheilung elektrischer Kraft , respeetive zum Zwecke elektrischer
Beleuchtung und sonstiger elektrischer Verrichtungen von ihrer Erzeugnngsstätte in Wien , II . , Lbere
Tonanstraße Nr . 23 , Leitungen sninmt allem Zugehör zu legen und dieselben sür die Beleuchtung,
Heizung , Krnsttransmission und alle andere » zulässigen Zwecke , zu welchen elektrische Kraft ange¬
wendet werden kann , zu öcnützen , insoweit hiedurch in de» betreffende » städtischen Lbjecten iStraße,
Gasse , Platz , Brücke , Gartenanlagei die jeweilig bestehenden Telegraphen -, Telephonleitungcn und

25Vcrwattmigsbericht der Stadt Wien.
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sonstige » Elektricitätsleitungen nicht gestört werde » und die Anlage solcher Leitungen sowie von
elektrischen Leitungen überhaupt , sei es eines anderen Unternehmers oder der Gemeinde , sich aus
technischen Gründen nicht als unmöglich darstellt.

K 2 . Das der Allgemeine » österreichischen ElektrieitätSgescllschaft ertheilte Benüyungsrechl
wird derselben bis zum 1. Juli 1939 , vom Tage des Vertragsabschlusses an gerechnet , eingeräumt.

Für den Fall , als es die Gemeinde in ihrem Interesse gelegen erachtet , den gegenwärtige»
Vertrag vor dem 1 . Juli 1939 aufzulösen , wird derselben hiemit das Recht eingeräumt , die Auf
lösung schon am 1 . Juli 1904 oder am 1 . Juli 1914 oder am 1 . Juli 1924 zu begehren;
doch wird die Gemeinde hiezu nur in dem Falle berechtigt sein , wenn sie diesen Entschluss drei
Jahre vor Eintritt des bezüglichen Zeitpunktes der Unternehmung bckanutgegebcn hat.

8 3 . Bei Ablauf des Vertrages , d. i . am 1 . Juli 1939 , gehe » sämmtliche im städtischen Grunde
und an städtischen Objecten im Gemeindegebiete bestehenden Leitungen , Apparate und Einrichtungen
unentgeltlich in das freie Eigenthum der Gemeinde über und steht der Gemeinde das Recht zu , auch die in,
Gcmcindegebiete von Wien liegenden Realitäten , in welchen sich die von der Untemehmung benützte Erzeu¬
gungsstätte für Elektricität befindet , sammt allen Baulichkeiten , Apparaten und Einrichtungen , welche zum
Betriebe der elektrischen Anlagen dienen oder hiezu erforderlich sind , und eventuell auch sammt
anderweitigen Anlagen , welche zwar nicht zum Betriebe elektrischer Anlagen dienen , aber mit den
selben gemeinsam und mit gemeinsamen Hilfsmitteln betrieben werden lNebenanlagenl , um de»
gerichtlich zu erhebenden Schätzwert zu erwerben ; nur muss die Gemeinde die Absicht dieser Er¬
werbung der Unternehmung mindestens drei Jahre vor Bertragsablauf bekanutgeben.

Die Realitäten sind von der Unternehmung lasten - und schuldenfrei zu übergeben.
Außerdem räumt für diesen Fall die Unternehmung der Gemeinde Wien , beziehungsweise

dem von derselben bestellten Unternehmer it; 6 ) ohne Anspruch auf Entschädigung das -Recht ein,
alle jene zum unbehinderten Betriebe der übergebenen Erzeugungsstätten für Elektricität und der
von denselben ausgehenden Leitungsanlagen erforderlichen Objecte , auf deren Herstellung die Unter
nehmung zur Zeit der Übergabe noch aufrechte Privilegien besitzt , durch wen immer in Stand
halten und erneuern zu können . Die Unternehmung hastet ferner dafür , dass für diesen Fall die
von ihr selbst erwirkten k. k. ausschließenden Privilegien während ihrer Dauer durch die Gemeinde
oder den von derselben bestellten Unternehmer in Ansehung der übernommenen Erzeugungsstätte»
unentgeltlich fortbcnützt werden können.

Endlich verpflichtet sich die Unternehmung , in einem solchen Falle auch jene Befugnisse zur
Ausübung anderweitiger fremder Privilegien (Licenzeni , welche von ihr zur Zeit der Übergabe bei
dem Betriebe der Erzeugungsstätten benützt werden , unter den ihr (der Unternehmung ) selbst cin-
geräumteu Bedingungen , beziehungsweise gegen Vergütung des gemachten Aufwandes pro ram
lempuriü zur fortgesetzten Ausübung in Ansehung der übergebenen Erzeugungsstätten an die
Gemeinde zu übertragen.

8 4 . Bei Auflösung des Vertrages , das ist nach dem 1 . Juli 1904 , nach dem 1. Juli 1914,
eventuell nach dem 1 . Juli 1924 , kommt das im 8 3 für die Gemeinde bedungene Heimfallsrccht
in Wegfall und ist die Gemeinde verpflichtet:

a , diejenigen Objecte , bezüglich welcher ihr nach 8 3 dieses Vertrages nach dessen Ablaus das
Heinifallsrecht zusteht , sowie

ll) jene Objecte , welche sie nach 8 3 dieses Vertrages nach dessen Ablaus um den Schätzwert
zu erwerben das Recht hat,

um de» gerichtlich zu erhebenden Schätzwert abzüglich der allfällig aus diesen Objecten hastenden
Schuldcapitalien , und zwar nach dem 1. Juli 1904 mit 35 Procent , schreibe sünfunddreißig Procent,
Aufzahlung auf den Schätzwert , nach dein 1 . Juli 1914 , rücksichtlich nach dem 1. Juli 1924 die
unter a bezeichneten Objecte mit einem Abzüge von 10 Procent , schreibe zehn Procent , rücksichtlich
50 Procent , schreibe fünfzig Procent , vom Schätzwerte und die unter b bezeichneten Objecte um
obigen Schätzwert unter den im 8 3 angegebenen Bedingungen zu erwerben , und ist die Unter
nehmung gebunden , diese Objecte der Gemeinde in betriebsfähigem Zustande zu übergeben , und
steht auch in diesen Füllen der Gemeinde das im 8 3 , Absatz 3 und 4 eingcrüumte
Recht  zu.

8 5 . Zur Ermittlung des Schätzwertes in den Fälle » der 88 3 und 4 wird zu Beginn des
zweiten Jahres vor Ablauf oder Auflösung des Vertrages eine gerichtliche Schätzung der von der
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Gemeinde zu übernehmenden Objecte mit Bedachtnahmc auf den Zustand , in welchem sich die
Objecte befinden , und mit Rücksicht auf deren Bestimmung , riicksicbtlich Betriebsfähigkeit , jedvch
ohne Bedachtnahmc aus den Ertragswert , borgenommen werden.

Ist die Gemeinde im Falle des 8 3 zur käuflichen Übernahme der dort bezeichnet «» Objecte
berechtigt oder im Falle des 8 4 zur käuflichen Übernahme der sämmtlichen Anlagen und Objecte
im Gemeindegcbietc von Wien verpflichtet , so wird in dem dem Ablaufe oder der Auslösung des
Vertrages vorhergehenden Jahre im Wege einer neuerlichen gerichtlichen Schätzung die » othwendige
Ergänzung und Berichtigung der früheren Schätzung mit Rücksicht auf den Zeitpunkt der Übergabe
und die in der Zwischenzeit cingetretcncn und eintrctenden Wertänderungen vorgenommen werde » .

Die Kosten dieser Schätzungen tragen beide Contrahenten zu gleichen Theilen und ist der
durch die letztgedachte ergänzende und berichtigende Schätzung festgesetzte Wert der Ablösungsobjecte
von der Gemeinde sofoick bei der grnndbücherlichen und physischen Übergabe zu bezahlen.

Sollte diese Tchlussschätznng im letzten BertragSjahre nicht beendet werden könne » , so hat
nichtsdestoweniger die Übernahme , riicksichtlich die Übergabe der bezeichneten Objecte sammt
Zugehör sofort » ach Endigung des Vertrages zu ersolgc » , wenn die Gemeinde zwei Drittel des
durch die Schätzung , welche im zweiten Jahre vor Ende des Vertrages vorgenomme » wurde,
erhobene » Schätzwertes nach lastenfreier , grnndbücherlicher und physischer Übergabe an die Unter¬
nehmung bezahlt.

Der von dem letzten Tage der Übernahme an mit fünf Procent , schreibe fünf Procent , zu
verzinsende Rest des aus der schließlich, :» Schätzung sich ergebenden Wertes ist sofort » ach
Vollendung dieser Schätzung an die Unternehmung zu bezahlen.

Z 6 . Sollte die Gemeinde beabsichtigen , den Betrieb der zufolge der Bestimmungen der
KK 3 , 4 oder ö dieses Vertrages in ihren Besitz übergangenen Anlagen und Objecte an einen
Unternehmer zu übertragen , so wird der Allgemeinen österreichischen Elektricitätsgesellschaft , beziehungs
weise deren Rechtsnachfolger , aus deren Eigenthum diese Anlagen und Objecte in das Eigenthum
der Gemeinde übergegangen sind , der Vorzug vor den Mitconcurrenten für den Fall gesichert , dass
die Allgemeine österreichische Elektricitätsgesellschaft oder deren Rechtsnachfolger bei der Offert
Verhandlung in Concurrcnz tritt und das von demselben bei der Ossertvcrhandlung eingebrachte Offert
mit dem concurricrenden Bestbote in Bezug auf die Bedingungen von der Gemeinde Wien als
gleichwertig befunden wird.

8 7 . Die Gemeinde Wien gestattet der Unternehmung während der Dauer dieses Vertrages
die Legung von Leitungen zur Führung der Elektricität von der Erzeugungsstätte in Wien (8
in den derselben gehörigen Straßen , Gassen , Plätzen , Brücken und Gartenanlagen , jedoch nur
unter deren Niveau , sowie die Ausgrabungen zur Legung und Erhaltung dieser Leitungen auf ihr
Kosten gegen genaue Einhaltnng der Bestimmungen dieses Vertrages und der jeweilig bestehende»
Vorschriften.

Die Unternehmung ist aber verpflichtet , bei Anlage einer jeden Leitung und bei Abänderung
einer bestehenden Leitung den Tracenplan , in welchem die bezüglichen Leitungen mit ihren
Dimensionen unter Angabe der Situation und Tiefcnlage , sowie alle Vertheilungskästen , Aus¬
schalter und allsällige Probevorrichtuugen nebst den erforderlichen Detailzeichnungen ersichtlich zu
machen sind , vorher der Gemeinde in zwei Exemplaren zur Genehmigung vorzulegen und darf vor
erhaltener Zustimmung mit den bezüglichen Arbeiten nicht begonnen werden.

In den von der Unternehmung vorzulegenden Ansführnngsplänen sind die zunächst der
Leitungen , Vertheiluugskästen , Ausschalter , Probevorrichtungen und dergleichen bestehenden
städtischen und anderen Objecte , wie Telegraphen - , Telephon - und andere elektrische Leitungen
n . , s. »>. , welche durch die gedachten Herstellungen berührt werden oder gefährdet werden könne » ,
genau ersichtlich zu machen und die eventuellen Sicherheitsvorkehrungc » zu bezeichnen.

Zur leichteren Ermittlung der Lage , eventuell Construction dieser Objecte wird der Unter¬
nehmung die Einsichtnahme in die Pläne und die Einholung mündlicher Auskünfte beim städtischen
Banamtc soweit als möglich , jedvch ohne Haftung für die Richtigkeit der Pläne oder erhaltenen
Auskünfte , sowie die nöthigensalls erforderliche Vornähme von Straßenanfbrechnngen nach einge-
holtcr Zustimmung der Gemeinde gestattet.

Wenn von einer in einer städtischen Straße oder in einem städtischen Grunde bestehenden
elektrischen tteilnng eine Abzweigung in irgend ein einzelnes Object erfolgen soll , und wenn durch
diese Zweigleitung bloß eine Traversierung der städtischen Straße oder des städtischen Grundes

2ä*
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nothwendig ist , so ist mittels einfacher schristlicher Anzeige dieser Herstellung die Zustiinmung der
Gemeinde einznholen . Findet dieselbe die Vorlage von Plänen für nothwendig , so hak diese im
Sinne der Bestimmung dieses Paragraphen und des ij 8 zu erfolgen und darf in keinem Falle
vor ertheilter Bewilligung mit der Herstellung begonnen werden.

i; 8 . Von dem Beginne jeder Arbeit , welche ein Aufbrechcn des städtischen Grundes bedingt,
ist mindestens 24 Stunden früher die Gemeinde , die k. k. Polizeibehörde , die k. k. Post , und Tele
graphcndirection , die Privattelcgraphengcsellschaft und die betreffende Gas - oder Elektricitätsgcsell-
schaft und die Anrainer schriftlich in die Kenntnis zu sehen , und hat die Unternehmung unter
Ginein der Gemeinde ein detailliertes Arbeitsprvgramm in zwei Exemplaren vorznlegen . Dieses
Arbeitsprogramm ist nach Zustimmung seitens des Stadtbanamtes , wobei ans die zeitlichen und
örtlichen Verhältnisse entsprechend Rücksicht zu nehmen sein wird , mit thunlichster Beschleunigung
im kurzen Wege der Unternehmung in einem Exemplare rückznstellen.

Vor der Hinausgabc dieses Arbcitsprogrammcs darf mit den Arbeiten nicht begonnen werden.
In besonders dringenden Fällen ist die Anzeige über die Vornahme von Arbeiten mindestens

gleichzeitig mit dem Beginne derselben unter Vorlage des Arbcitsprogrammcs zu erstatten , in
welchem Falle es der Gemeinde freisteht , diese begonnenen Arbeiten sofort wieder einznstcllen.

Wen » mit der Legung , Abänderung oder Ausbesserung einer Leitung begonnen wurde , so
sind die darauf bezüglichen Arbeiten mit aller Beschlennignng und ohne Unterbrechung bis zu ihrer
gänzlichen Vollendung , an besonders lebhaften Passagen über Aussordernng der Gemeinde selbst
bei Nacht ' ununterbrochen fortznsetzen , und Strasscnkrcnzungen auf Verlangen der
Gemeinde nur zur Nachtzeit zu bewirken , ohne dass die Unternehmung deshalb berechtigt sein
soll , an die Gemeinde Ansprüche zu stellen,

Tie Unternehmung ist verpflichtet , sich bei der Ausführung der Leitungen und anderer Her¬
stellungen genau nach den behördlichen Anordnungen zu benehmen , insbesondere den Straßenkörper
wieder vollkommen in den früheren Stand hcrzustellen , bei gepflasterten Straßen aber durch ein
Fahr für den entsprechenden soliden Bestand des Pflasters z» haften.

Die Gemeinde Wien ist auch berechtigt , die Unternehmung zu verhalten , neue und umzu-
lcgcnde Kabelleitungen in die städtischen Haupt - und Nebcneanälc , welche hiezu , geeignet sind , nach
den Angaben des Stadtbanamtes unterznbringe » und für die Führung von Leitungskabeln im
Bedarfsfälle die Einziehung von Rohren und die Herstellung von Eanälen zu verlangen.

Bei allen Ausgrabungen wie bei Legung und Ausbesserung der Leitungen müssen alle
Beschädigungen an Eanälen , Wasserleitungen , Baumpflanzungen , Gebäuden und anderen Lbjeeten
mit möglichster Sorgfalt vermieden werden ; kommen solche dennoch vor , so hat die Unternehmung
geeignete Abhilfe , eventuell Schadenersatz zu leisten.

Desgleichen ist die Unternehmung gehalten , bei Legung von Leitungen in Gartenanlagen,
bei Brücken und anderen Lbjecten alle znm Schutze dieser Lbjecte als zweckmäßig erprobten Ver¬
sicherungen anzuwendcn , ohne dass deshalb die Unternehmung eine wie immer Namen habende
Entschädigung gegenüber der Gemeinde ansprechen darf.

Übrigens steht der Gemeinde das Recht zu , die Umlegung oder gänzliche Beseitigung der
Leitungen von dem der Gemeinde gehörigen Grunde in Straßen , Gassen , auf Plätzen , Brücken und
in Gnrtenanlagen , wenn dies aus öffentlichen Rücksichten geboten erscheint , innerhalb einer von
Fall zu Fall zu bestimmenden Zeit zu verlangen.

Die Gemeinde Wien ist berechtigt , wenn es das Interesse des öffentlichen Verkehres erfordert,
zu verlangen , dass behufs Vermeidung von Traversierungen von Straßen und Plätzen infolge von
Abzweigungen in die Häuser an jeder Seite der Straße oder des Platzes von der Unternehmung
ein Kabel (eine Haupt , beziehungsweise Vertheilnngsleitung ) gelegt werden muss.

Jede Abänderung der Lcitungstracen sowie Versetzung der hiezn gehörigen Sbjeete , dieselbe
mag nun ans Anlass einer Straßenrcguliernng , der Umwandlung eines Straßengrnndes in einen
Baugrund , einer öffentlichen oder Privatbnnführnng oder sonst anS öffentlichen Rücksichten noch
wendig werden , muss ans Kosten der Unternehmung ohne irgend einen Entschädigungsanspruch n»
die Gemeinde geschehen.

Fm Falle ein Kabel außer Betrieb gesept wird , ist die Gesellschaft verpflichtet , dasselbe ans
Verlangen der Gemeinde ans dem Grunde zn entfernen und hiebei denselben Vorgang wie bei
Legung des Kabels einzuhnlten . Es steht jedoch der Gemeinde frei , den Zeitpunkt der Entfernung
zn bestimmen ; hiebei soll jedoch die Frist eines Jahres nicht überschritten werden.
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8 9 . Für die Gestattung der Benützung des der Gemeinde Wien gehörige » Grundes in
Straßen , Gassen , auf Plätzen , Brücken und in Gartenanlagen hat die Unternehmung per laufenden
Meter der Haupt - und Vertheilnngsleitnng , ohne Rücksicht auf die Anzahl der Kabel,
welche in einer und derselben Kabeltrace liegen , jährlich einen vom Beginne deS
Halbjahres , in welchem die Legung erfolgt , zu berechnenden Grundzins von einem Kreuzer ö. W.
zu bezahlen.

Für die Nebenleitungcn , das sind die Abzweigungen von den Leitungen in den Straßen
zu den einzelnen Abgabsstellen , ist ein solcher Platzzins nicht zu bezahlen ; dagegen ist für alle
Ausschalter , Probevorrichtungen und dergleichen Objecte , ein vom Beginne des Halbjahres , in welchem
die Aufstellung erfolgt , zu berechnender Grundzins von einem Gulden ö . W . per Jahr , und zwar
für jedes dieser Objecte zu bezahlen . Zur Ermittlung dieser Grundzinse ist die Unternehmung ver¬
pflichtet , bis längstens 31 . December jedes JahreS der Gemeinde einen genauen Ausweis über die

Länge der Haupt - und Bertheilnngsleitnngen , sowie über den Bestand aller dem Grundzinse
von einem Gulden unterliegenden Objecte Vvrznlegen.

Der hiernach ermittelte Grundzins ist sodann bis längstens 31 . März deS nächstfolgenden
Jahres an die städtische Hanptcassa zu bezahlen.

8 10 . Für die Benützung des der Gemeinde Wien gehörigen Grundes in Straßen , Gassen,
auf Plätzen , Brücken und Gartenanlagen zu dem im K 1 angegebenen Zwecke hat die Unternehmung
der Gemeinde außer der im Z 9 bestimmten Zahlung eine jährliche Abgabe zu entrichten.

Diese Abgabe betrügt 3"/g , schreibe drei Prvcent , derjenigen Brntto -Einnahmen , welche die
Unternehmung aus dem in Gemäßheit des 8 1 ansznführendcn gewerbliche » Unteuiehmen der
Lieferung elektrischen Stromes zum Zwecke der Beleuchtung , Kraftübertragung und sonstigen elek¬
trischen Vorrichtungen erzielen wird , und zwar in Bezug ans die nach tj 23 dieses Vertrages einen
integrierenden Bestandtheil desselben bildenden „ Bedingungen für die Lieferung elektrischen Stromes"
nur von jenen Einnahinen , welche entweder tarifmäßig für die Miete der Elektricilätsmesser lP 6
ebendas , für Lieferung der Elektricitüt 7 ebendas , für die mietweise Beistcllnng von Lampen
(8 8 ebenda ) und sonstige Verbranchseinrichtnngen , wie Elektromotoren , Öfen  n . s. w.
oder gemäß besonderer Vereinbarungen (8 4 ebenda ) erzielt werden.

Zur Ermittlung der vorbezeichneten Abgabe von den Brntto -Einnahmen ist die unternehmende
Firma verpflichtet , je mit Ablauf der Kalendervierteljahre der Gemeinde Wien ein Verzeichnis der
im nbgelaufenen Vierteljahre erzielten Brntto -Einnahmen vorznlegcn und gleichzeitig die entfallende
Abgabe an die städtische Hanptcassa abzuführen.

Die Gemeinde Wien ist berechtigt , in alle ans die mehrerwähnten Brntto - Einnahmen bezüg¬
lichen Bücher und Vormerkungen durch ihre Organe jederzeit Einsicht zu nehme » , die Richtigkeit zu
prüfen und sonach die entfallende Abgabe richtigznstellen.

Z 11 . Wird die Herstellung einer Leitung oder eines wie immer Namen habenden Objectes
der elektrischen Anlage in einem der Gemeinde Wien nicht gehörigen Grunde oder an einem der¬
selben nicht gehörigen Objecte beabsichtigt , so ist die Unternehmung verpflichtet , vor Inangriffnahme
der Arbeiten die Zustimmung des Eigenthümers des betreffenden Grundes oder ObjecteS zu erwerbe»
und anszuweisen.

8 12 . Wenn die Unternehmung eine ihr genehmigte Leitnngsanlage innerhalb eines Jahres
vom Tage der erhaltenen Bewilligung nicht hergestellt haben sollte , so ist die Genehmigung für
diese Leitnngsanlage als erloschen zu betrachten und für den Fall der wieder beabsichtigten Aus¬
führung neuerdings im Sinne der Bestimmungen des 8 7 um die Genehmigung hiezu anzusuchen.

ir 13 . Die Gemeinde hat das Recht , zu jeder Zeit von dem Zustande und Betriebe der
iämmtlichen auf Grund dieses Vertrages errichteten Anlage » , sowie der Erzengungsstätten und
anderer dazu gehörigen Objecte Kenntnis zu nehmen , sowie auch , so oft sie es für nvthwcndig
erachtet , eine specielle Untersuchung derselben , insoweit eine solche Untersuchung mit de» Bestimmungen
dieses Vertrages im Zusammenhänge steht , unter Zuziehung von fachkundigen Organen der Gemeinde
oder anderen Sachverständigen vorzunchmen.

ij 14 . Die Unternehmung ist verpflichtet , die durch die Organe der Gemeinde Wien oder
durch von der Gemeinde berufene Sachverständige bei den Untersuchungen constatiertcn Mängel
binnen kürzester Zeit , nach Umständen über erfolgte Anordnung sofort , zu beseitigen.

K 15 . Die Unternehmung ist verpflichtet , zur Überwachung der gesammten Anlagen einen
geregelten Überwachungsdienst in der Weise cinzuführen , dass Gebrechen aller Art ohne nnnöthigen
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Verzug behoben werden können . Für diesen Übcrlvachnngsdienist Hut die Unternehmung eine von
der Gemeinde zn genehmigende Instruction zu versussen.

Die von der Unternehmung zur Überwachung der Anlagen Bestellte » müssen mit einem
Abzeichen und einer leicht ersichtliche » Dienstnummer versehen sein , so dass dieselben für das
Publicum und für die behördliche » Aussichtsorgane leicht erkenntlich sind.

8 16 . Die Überwachung der Einhaltung der Vertragsbestimmungen hinsichtlich der Anlagen
und des Betriebes wird von den von der Gemeinde bestellten Lrganen oder von ihr bernsenen
sachverständigen gepflogen.

Die Kosten für die seitens der Gemeinde Wien nuszuübende Eontrvle hat die Unternehmung
zu tragen , und werden dieselbe » i» folgenden Jahres -Pauschalbeträgen bestimmt:

1 . Bis inclusive litt Kilometer Haupt - und Bertheilnngsleitnng (8 tts . ltttttt fl. ö . W.
2.
3.
4.
5.

35
4tt
45
5tt

und so fort für je weitere 5

lltttt
12tttt
llitt«
14tttt

ltttt mehr.
Die hiernach zu leistenden Pauschalbeträge sind bis längstens 15 . Jänner jeden Jahres im

vorhinein an die städtische Vanptcassa zn bezahlen.
817 . Bei allen Erhebungen und Untersuchungen , welche von der Gemeinde durch ihre Organe

oder durch von ihr berufene sachverständige vorgenommen werden , kann die Unternehmnng selbst
oder durch einen Abgeordneten interveniere » , um sich von der entsprechenden Vornahme der Unter¬
suchung die Überzeugung zu verschaffen.

Die Unternehmnng ist daher verpflichtet , dafür Sorge zu tragen , dass über jedesmalige
schriftliche Aufforderung diese Intervention sofort erfolge , widrigenfalls die Abgeordneten der
Gemeinde berechtigt sein sollen , ohneweitcrs die betreffende Erhebung und Untersuchung mit voller
Rechtswirksamkeit , das hei hl so , dass das Resultat dieser amtlichen Erhebung den vollen Beweis
über den Thatbestand bildet , vvrznnehme » , und cs soll der Unternehmung eine Einsprache dagegen
nicht znstehe » .

8 18 . Ei » wie folgt zusammengesetztes Schiedsgericht wird bei einer sich zwischen der Gemeinde
und der Unternehmung ergebenden Mcinungsdifserenz

n) über die nach den Bestimmungen des 8 10 ersorderlichc Ermittlung der dreiprocentigen
BruttoAbgnbe,

5 ) über die zur diessülligen Feststellung erforderliche Art und Weise der Buchführung sowiederen Einsichtnahme,

e) in den Fällen , welche in den 88 1 , 2 , 4 , 6 und 7 der „Bedingungen " bezeichnet sind , die
vollkommen rcchtsgiltige Entscheidung fällen.
Das Schiedsgericht besteht aus fünf Personen . Jeder Theil wählt zwei Schiedsrichter , diesevier Gewählten einen fünften.
Jener Dhcil , welcher die Berufung des Schiedsgerichtes wünscht , hat hievon dem anderen

Theile schriftliche Miltheilnng zu machen und zugleich seine zwei Schiedsrichter namhaft zu machen.
Binnen drei Tagen nach Zustellung der diesfälligen Anzeige hat der andere Theil seine

zwei Schiedsrichter dem klagende » Theile bekanntzugeben , widrigens letzterer auch diese beiden
Schiedsrichter ernennt.

Wen » sich die vier Gewählten über den von ihnen zn nominierenden fünften Schiedsrichter
nicht innerhalb drei Tagen nach ihrer vom klagenden Theile zu veranlassenden Einberufung einigen,
so wird die » iedcröstcrreichische Handels - und Gewerbekammer um Namhaftmachung einer Person,
welche das Schiedsrichtern »!! zu übernehmen bereit ist , angegangen , welche Person sohin als Fünfterin das Schiedsrichter -Eollegium eintrilt.

In gleicher Weise wird die niederösterreichischc Handels - und Gewerbekainmer um Nominierung
eines Schiedsrichters angegangen , wenn ein gewählter Schiedsrichter das Mandat nicht aunimmt
oder nach der Annahme zurücklegt oder nicht ausübt , oder endlich vor Fällung des Schieds¬spruches stirbt.

Dieses Schiedsgericht wird an keine Processordnung gebunden und fällt seinen Ausspruch
mit Stimmenmehrheit . Beide Theile verzichten auf das Recht der Beschwerdeführung gegen denAnsspnich deS Schiedsgerichtes.
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K 10 . Tie Unternehmung nnterivirst sich unter Verzichtleistnng »ns den Rechtsweg und auf
die Entscheidung irgend einer anderen Behörde in den nuten angesührten Fällen , unbeschadet der
Verpflichtungen zum Schadenersätze nnd unbeschadet der der Gemeinde zustehenden weiteren Rechte,
den nachfolgenden Bestimmungen:

a) Wenn die twrgeschriebene Trace nicht genan eingehalten wird oder wenn die Arbeiten nicht
fachgemäß und nach den Angaben der Organe der Gemeinde ausgeführt werden , so verfällt
die Unternehmung in eine Strafe von 10 bis 100 fl. (schreibe zehn bis einhundert Gnldeni
ö. W . in jedem dieser Fälle;

><) wenn bei Beschädigungen , welche an der Straßendecke oder an sonstigen Objecten durch die
Arbeiten der Unternehmung entstanden sind , die Wiederherstellung nicht spätestens an dein
auf das erwiesene Eintreffen der ttmtlichen Verständigung folgenden Tage oder , wenn die
Verständigung in der Zeit zwischen Mitternacht nnd 4 Uhr nachmittags erfolgte , nicht an
demselben Tage begonnen oder nicht mit der erforderlichen Beschleunigung fortgesetzt wird,
so verfällt die Unternehmung in jedem dieser Fälle in eine Strafe von 10 bis 100 fl.
(schreibe zehn bis einhundert Gulden ) ö. W . für jeden Tag der Säumnis bis zur vollständigen
ordnungsmäßigen Beseitigung des mangelhaften Zustandes;

c) unterlässt die Unternehmung eine der im K 8 vorgeschriebenen Anzeigen , so veiffällt sie in
eine Strafe von 10 bis lOO sl. (schreibe zehn bis einhundert Gulden ) v. W . ;

ä ) wenn dieselbe die in den KZ 0 nnd 10 bedungenen Nachwcisnngcn bis znm vorgeschriebenen
Termine nicht vorlcgt , so verfällt sie für jeden Tag der Überschreitung in eine Strafe von
10 bis 50 fl. (schreibe zehn bis fünfzig Gulden ) ö . W . ;

e) wenn die Unternehmung die im Z 10 vorbehnltene Einsicht in die Bücher samint Belegen
verhindert , so verfällt dieselbe in eine Strafe von lOO bis 500 fl. (schreibe einhundert bis
fünfhundert Gulden ) v . W . für jeden einzelnen Fall der Verweigerung;

t ) wenn die Unternehmung die Bestimmungen der ZK 1 , 2 nnd 10 der Bedingungen nicht
einhält , und zwar im Falle der Verweigerung eines Anschlusses oder der Einhebung höherer
als der genehmigten Preise für Abzweigungsarbeiten , so verfällt sie in eine Strafe bis zu
300 fl. (schreibe dreihundert Gulden ) ö. W . für jeden einzelne » Fall und im Falle der
Unregelmäßigkeit der Betriebsspannung (K 1 der Bedingungen ) in eine Strafe bis zu
50 fl. (schreibe fünfzig Gulden ) ö. W . für jeden Tag , an welchem ein derartiger Mangel
erhoben wurde;

8 ) wenn die Unternehmung einem ihr von der Gemeinde nach K 14 des Vertrages ertheilten
Aufträge innerhalb der bestimmten Zeit nicht nachkommt , so verfällt dieselbe in eine Strafe
von 5 bis 500 fl . (schreibe fünf bis fünfhundert Gulden ) ö . W . für jeden einzelnen Fall
der Verzögerung.
Vorstehende Strafbestimmungen finden keine Anwendung , wenn die Nichterfüllung der Ver¬

tragspflicht ohne ein Verschulden der Unternehmung oder ihrer Bestellten herbeigeführt wird , wobei
jedoch der Nachweis , dass auf Seiten der Unternehmung oder ihrer Bestellten kein Verschulden ein¬
getreten sei , von dieser zu erbringen ist.

K 20 . Das Straferkenntnis nach dem im K 10 Vvrgeschriebenen Ausmaße fällt der Magistrat
nnd wird selbes der Unternehmung schriftlich bekanntgegeben , welcher es übrigens freisteht , inner¬
halb acht Tagen vom Tage der Zustellung den Recnrs an den Stadtrnth zu ergreifen.

Die Unternehmung hat binnen drei Tagen nach Zustellung des Erkenntnisses oder im Recnrs-
salle nach Zustellung der Entscheidung des StadtratheS den Strafbetrag bei der städtischen Hanpt-
cassa zu bezahle » , widrigens die Gemeinde berechtigt ist , denselben von der Eaulion in Abzug zu
bringen , und ist sohin die Unternehmung gehalten , die Eaution sofort zu ergänzen.

K 21 . Die Unternehmung haftet für allen Schaden , welcher durch ihre oder ihrer Bestellten
Verschulden an privatem , städtischem oder öffentlichem Eigenthum verursacht wird , nnd hat , wenn
diesfalls Entschädigungsansprüche an die Gemeinde Wien erhoben werden , derselben Vertretung
und Schadloshaltung zu leisten und dieselbe vollkommen klag - nnd schadlos zu stellen . Der
Beweis , dass bei derartigen Beschädigungen an städtischem Eigenthuine ans Seite der Unter¬
nehmung oder ihrer Bestellten ein Verschulden nicht unterlaufen sei, ist von der Unternehmung zu
erbringen.

K 22 . Die Unternehmung ist verpflichtet , den Bau ihrer Erzcugnngsstätte für die Elektricität
innerhalb eines und eines halben Jahres , vom Tage des Abschlusses dieses Vertrages gerechnet,
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in 8tngrisf zu nehme » und diese Arbeiten derart zn beschleunigen , dass der Betrieb , wenn auch
nur im thcilwcisen Umfange der ertheilten Concession , spätestens nach Ablauf des
dritten Jahres vom Tage des Vertragsabschlusses begonnen werden kan » und sohin den
Betrieb wirklich zn beginnen , widrigenfalls der gegenwärtige Vertrag als erloschen zu
betrachten ist.

Sollte die Unternehninng den bereits begonnenen Betrieb , ohne durch höhere Gewalt (vis
Major ) dazu gezwungen zu sein , gänzlich einstellen , so ist die Gemeinde berechtigt , wenn dieser
Fall vor dem 1 . Juli 1904 cintritt , diesen Vertrag aufzulösen und die Unternehmung zu verhalten,
alle bereits im städtischen Grunde liegenden Leitungen und anderen Anlagen unter Beobachtung
der Bestimmungen des 8 8 dieses Vertrages innerhalb eines Jahres vom Tage der erfolgten Auf'
forderung hiezu zu beseitigen ( wenn aber dieser Fall erst nach dem 1 . Juli >904 eintreten sollte,
den Vertrag als aufgelöst zu betrachten und entweder die Unternehmung nach den vorstehenden
Bestimmungen zur Beseitigung aller Anlagen zu verhalten oder aber sofort ohne stündigung von
den Bestimmungen dieses Vertrages Gebrauch zu machen , welche für jenen künftige»  Lptions-
termin (88 2 und 4), der auf die Zeit der Betricbseinstellnng zunächst folgt , rücksichtlich für den
Ablauf der Vertragsdaner (8 8) festgesetzt sind.

Tollte die nach diesen Bestimmungen von der Unternehmung vorzunchmendc Beseitigung
der obcrwähntcn Lcitungsanlageu innerhalb eines Jahres nicht erfolgen , so steht es der Gemeinde
irci , die Entfernung der genannten Sbjcctc ans Gefahr und .stuften der Unternehmung durch wen
immer bewirken zu lassen und sich aus der von derselben erlegten Eaution , sowie aus deren
weiterem Vermögen schadlos zu halten , wobei dnS bei dieser Beseitigung gewonnene Materiale der
Leitungsanlagen unentgeltlich in das Eigenthum der Gemeinde übergeht . Ter Gemeinde steht cs
frei , die Beseitigung der ganzen gedachten Anlagen oder nur eines Thciles derselben zu unter¬
lassen , und geht in jedem Falle alles im städtischen Grunde befindliche Eigcnthum der Unter¬
nehmung an die Gemeinde über , daher der Gemeinde das Recht zusteht , die bestehenden Anlagen
sodann ohne alle Entschädigung als ihr Eigenthum entweder selbst zu benützen oder durch andere
benützen zu lassen.

8 23 . Bei Abgabe elektrischer Ströme sowohl an Behörden als an Privatpersonen ist die
Unternehmung an die diesem Vertrage angeschlossenen und einen integrierenden Bestandtheil des¬
selben bildenden „ Bedingungen für die Lieferung von elektrischem Strom " gebunden.

8 24 . Als Pfand zur Sicherstellung aller der Gemeinde Wien aus diesem Vertrage zu¬
stehenden Rechte leistet die Unternehmung bei Abschluss dieses Vertrages eine Cantiv » von
>0.000 fl. (schreibe zehntausend Gulden ) ö. W ., welche entweder in Barem oder in börscmässtgen,
von der Gemeinde Wien als zur Cantion für zulässig erkannten Wertefsceten bei der städtischen
Hauptcassa zu erlegen ist.

Sollte die Länge der Haupt - und Verthcilnngslcitungen  im städtischen Grunde
l0 .000 Meter (schreibe zehntausend Meter ) überschreiten , so ist diese Eaution um 1000 fl. (schreibe
eintausend Gulden ) ö. W . für jede Mehrlänge der Haupt - und Vertheilungsleitung  von
000 Meter (schreibe fünfhundert Meters zu erhöhen.

Ebenso hat sie für die Ergänzung der Eaution im Falle der gänzlichen oder theilwcisen
Einziehung zu sorgen.

Tic Unternehmung verpflichtet sich, auf dem der Einlösung seitens der Gemeinde (88 3 , 4,
5) und 22 ) unterliegenden Jmmobilienbcsipe ans Verlangen der Gemeinde die Beschränkung des
Eigenlhums dahin , dass bezüglich dieser Immobilien im Grunde dieses Vertrages die Verpflichtung
besteht , sic der Gemeinde Wien im Sinne der Bestimmungen dieses Vertrages >88 3 , 4 , 5 und 22i
zu übergeben , und dass die Unternehmung sich des Rechtes begibt , diese Immobilien ohne Zu¬
stimmung der Gemeinde zu belasten oder an jemand anderen als den Rechtsnachfolger in diesem
Vertrage (8 27 ) zu vcrünstern , grundbücherlich anmerke » , eventuell auf diesen Realitäten die Ver¬
bindlichkeit , dieselben an die Gemeinde Wien nach den Bestimmungen der 88 -3 , 4 , I und 22
dieses Vertrages abzutreten und sich des Rechtes zu begeben , diese Realitäten ohne Zustimmung
der Gemeinde zu belasten oder an jemand anderen als den Rechtsnachfolger in diesem Vertrage
>8 27i zu veräußern , zu Guusteu der Gemeinde Wien einverteiben zu lassen.

Die Unternehmung verbindet sich, auch der Gemeinde Wien ans deren Verlangen eine ab¬
gesonderte , in grundbuchsmäßiger Form ausgestellte Erklärung zu behändigen , welche die Gemeinde
berechtigt , die vorerwähnte » Grundbuchshandlungeu nöthigcnsalls auch ohne Einvernehmen der
Unternehmung vorznnehmen oder vornehmen zu lassen.
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8 2S . Durch den gegenwärtigen Vertrag erwächst der Unternehmung kein dringlichem Recht

und ebenso kein ausschlieftliches Recht auf die Benützung des stiidtischen Grundes zur Herstellung

von elektrischen Anlagen und bleibt sonach der Gemeinde das unbeschränkte Recht gewahrt , in eben

denselben von der Unternehmung benützten städtischen Gründen entweder selbst elektrische Anlagen

berzustellen oder anderen Uiite . ncpmern zur Regung von Leitungen zum Behnfe der Abgabe und

Vertheilnng von elektrischen ! Strome für Zwecke elektrischer Beleuchtung , Heizung , KrastlranSinissivn

und alle anderen Zwecke , zn welchen elektrischer Strom angewendet werden kann , zu gestatten.

In dem letzteren stalle ist jedoch die Unternehmung berechtigt , zu verlangen , dass alle jene

Erleichterungen und Begünstigungen , welche in Rücksicht auf die Anlage und den Betrieb der

elektrischen Leitung in technischer Beziehung , oder welche in Rücksicht auf die für die Benützung

städtischen GrundcS zn entrichtenden Abgaben in finanzieller Beziehung dritten Personen oder

Gesellschaften , die in gleicher Weise wie die Unternehmung au alle sich meldenden Personen

elektrischen Strom abgcbeu , in Zukunft  gewährt werden , insofernc und insoweit als diese Erleich¬

terungen und Begünstigungen die Abgabe elektrischen Stromes in Wien betreffen , auch für sie zu

gelten haben und ihr , wenn sie darum ansucht und soweit es in Ansehung der technischen Erleich¬

terungen aus technischen Gründen zulässig ist, zugestandcn werde » , wenn dieselbe bereit ist , jene

Bedingungen zn erfüllen , welche die betreffenden dritten Personen oder Gesellschaften zuge¬

standen habe » .
8 Ai . Die Unternehmung verpflichtet sich, bei der Herstellung und dem Betriebe ihrer

Anlagen auf die Beschaffung der Materialien , Maschinen und sonstigen Erfordernissen im Jnlande

und auf die Berweudung von heimischen Arbeitskräften thunlichst Rücksicht zu nehmen.

tz 27 . Die Unternehmung kann nur mit Zustimmung der Gemeinde Wien ihre Rechte und

Pflichte » ans diesem Vertrage an eine andere oder au mehrere Personen oder Gesellschaften

übertragen.
8 28 . Wenn die Unternehmung in Eoncurs verfällt , so steht der Gemeinde das Recht zu,

den Vertrag sofort für aufgelöst zu erklären . Die Gemeinde kann in diesem Falle nach ihrer Wahl

das Unternehmen nach Mastgabc der Bestimmungen der 88 4 und 5 übernehmen oder verlangen,

dass die im städtischen Grunde befindlichen Leitungen und anderen Anlagen unter Beobachtung

der Bestimmungen des 8 8 innerhalb eines Jahres vom Tage der Aufforderung beseitigt werden.

Im Falle der Auslösung oder Liquidierung der Allgemeinen österreichischen Elektricitäts-

Gesellschaft erlischt das Vertragsverhältnis nicht ! doch haben ihre Rechtsnachfolger über Aufforderung

der Gemeinde binnen zwei Monaten die ausdrückliche Erklärung nbzugcben , ob sie das Unter¬

nehmen sortsctzcn und in diesen Vertrag eintreten wollen oder nicht . Im Falle binnen der gestellten

Frist eine verneinende oder keine Erklärung erfolgt , sollen , je nachdem die eine oder andere der

bezeichnetcn Eventualitäten in die Zeit vor dem 1 . Juli 1904 füllt oder erst nach dem 1. Juli 1904

eintritt , dieselbe » Folgen platzgrcifen , welche im 8 22 an den Nichtbeginn und die saumselige

Ausführung der Herstellungen der Anlagen und an die Einstellung des Betriebes derselben

geknüpft sind . Wenn die Gesellschaft ihr Oieschäft im Wege der Liquidierung auslöst , hat die

Bestimmung des 8 27 Anwendung zn finden.

8 29 . Mit dem Vertrage vom 14 . Sctobcr 1887 wurde der Firma Siemens L Halskc

das Recht ertheilt , von der elektrischen Eeutralstation , I . Bezirk , Neubadgassc 6 und Körblergasse 8,

in den städtischen Straften re. des damaligen Gcmeindegcbicles von Wien Elcktricitätsleitungen

stimmt allem Zugehör zu legen , und mit dem Nachtrags Übereinkommen vom 27 . April 1891 hat

die Gemeinde Wien ihre Zustimmung erttzeilt , dass alle Rechte und Pflichten aus diesem Vertrage

vom 14 . Setvbcr 1887 au die Allgemeine österreichische Elektricitäts -Gesellschaft übertragen wurden.

Bezüglich dieses Vertrages vom 14 . Sctober 1887 , rücksichtlich des Nachtrags -Übereinkommens

vom 27 . April 1891 habe » nunmehr die Gemeinde Wien und die Allgemeine österreichische

Elektricitäts -Gesellschaft anlässlich des gegenwärtigen Vertrages folgende Vereinbarungen getrosten:

-c> die mit dem Vertrage vom 14 . Dctober 1887 rücksichtlich dein Nachtrags -Übereinkommen

vom 27 . April 1891 cingerüumle Slraftenbcnützung wird ans das heutige Gemeindegebiet

von Wien ausgedehnt;

l>) - je Allgemeine österreichische Elektricitäts -Gesellschaft unterwirst sich in Ansehung dieses ihr

eingcrüumten Rechtes zur Stratzenbenützung von heute ab allen Bestimmungen , wie sie in

den 88 3 . 4 nud 7 bis einschliesslich 21 , 22 , Alinea 2 und 8 , 27 und 26 des gegenwärtigen

Vertrages festgesetzt worden sind;
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e) .dir Allgemeine österreichischeEleklriciiüts -Gescllschast unterwirft sich vom Tage des Betriebs¬
beginnes der im II . Bezirke, Obere Donaustraßc 2.8, zu errichtenden elektrischen Central¬
station , auch in Ansehung der Centralstation im I . Bezirke, Nenbadgasse 6 und Körbler-
gassc 3, den mit gegenwärtigem Vertrage K 23) » armierten „Bedingungen für die Lieferung
von elektrischem Strom " , erhält aber von der Gemeinde Wien die Berechtigung , auch schon
mit einem früheren Zeitpunkte nach den neu normierten Bedingungen elektrischen Strom
abzugeben und zu verkaufen;

>l) die Gemeinde Wien verlängert das der Allgemeinen österreichischen Elektricitäts -Gesellschaft
mit dem Vertrage vom 14. October 1887 , respektive dem Nachtrags -Übereinkommen vom
27. April 1891 zugestandene Recht zur Strahenbeniitzung unter der Voraussetzung , dass
die elektrische Station im II . Bezirke, Obere Donaustraßc 23 , vertragsmässtg gebaut und
in Betrieb gesetzt wird , auf eben die nämliche Zeit , welche mit dem gegenwärtigen Vertrage
eingeräumt wird , und wird unter der gleichen Voraussetzung auch das ihr vertragsmäßig
zustehende Einlösungsrecht nur für beide Stationen gleichzeitig zu den im gegenwärtigen
Vertrage festgesetzten Terminen und unter den daselbst nprmierten Bedingungen ausüben;

ei unter der nämlichen Voraussetzung der Betriebscröffnung der Station im II . Bezirke ist
die im A 24 beider Vertrüge vorgesehene Ergänzung der Cautionen cinbeitlich für beide
Verträge zu berechnen und zu erlegen.
K 30. Beide Contrahcntcn verzichten auf die Bestreitung dieses Vertrages wegen Verkürzung

über die Hälfte deS wahren Wertes . (K 934 des a. b. G .-B .)

Z 31 . Tie Unternehmung unterwirft sich in allen aus diesem Vertrage entspringenden
Streitigkeiten , insoweit dieselben nicht dem Schiedsgerichte Vorbehalten sind, dem Gerichts¬
stände der Gemeinde Wien.

H 32. Die Unternehmung trägt alle aus diesem Rechtsgeschäfte erwachsenden Stempel - und
Staatsgebiiren , sowie alle Gcbüren für die in diesem Vertrage vorgesehenen grundbiicherlichcn
Eintragungen , desgleichen auch die Legalisierungsgebüreu und die Auslagen zu den Quittungen
für die au die Gemeinde Wien abzuführenden Beträge.

H 33 . Von diesem Vertrage wurde ein Original errichtet und von der Gemeinde Wien
zurückbehalteu.

Der Allgemeinen österreichischen Elektricitäts -Gesellschaft wird auf Verlangen und auf ihre
Kosten eine vidimierte Abschrift ausgesertigt.

Urkund dessen nachstehende legalisierte Fertigungen.
Wien , am 21. April 1893.

Ncdiuguuge» für die Lieferung von elektrischem Strom.
8 1. Die Unternehmung ist verpflichtet, in jenen Straßen und Plätzen , in welchen sie Kabel

gelegt hat , an jedermann unter nachstehenden Bedingungen Elektricität abzugeben , insoweit die
Leistungsfähigkeit der Centralstation vorhanden ist oder erhöht werden kann. Die Leistungsfähigkeit
ist zu erhöhen , sobald der neu angemeldete Mehrconsum 50 .000 Watt erreicht haben wird.

Durch die Abgabe von Elektricität an einen Consnmenteu dürfen keine Störungen zum
Nachtheile anderer Consumcuten verursacht werden , widrigens die Unternehmung berechtigt ist, die
Abgabe von elektrischem Strom an den betreffenden Cvnsumenten insolange zu verweigern , bis
von demselben zur Vermeidung dieser Störungen wirksame Vorkehrungen getroffen sind.

In diesbezüglichen Streitfällen zwischen der Unternehmung und dem Abnehmer entscheidet
das Stadtbauamt , welchem seitens der Unternehmung die Gründe der Verweigerung der Strom-
nbgabe anzngcbcn sind.

Wenn aber in einer Straße oder in einer Straßenstrecke , wo ein Kabel nach nicht liegt , die
Abgabe von Elektricität verlangt wird , so tritt die Verpflichtung der Abgabe nur dann ein , wenn
pro lausenden Meter Leitungstrace , von dem nächsten Vertheilungskasten gemessen, ein Verbrauch
von mindestens 150 Watt zugesichert wird.

Die Unternehmung ist zur ununterbrochenen Abgabe von Elektricität verpflichtet.
Im Kabelnetze muss die normierte Betriebsspannung in möglichster Gleichmäßigkeit vor¬

handen sein, und sind größere Schwankungen als 10 Procent unter oder über die von der
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Gesellschaft jetveils normierte und zu verlautbnrcndc Betriebsspannung nicht zulässig. Plötzliche
Schwankungen durch Kurzschlüsse re., wenn dieselben sich nach Verlaus von 18 Minuten aus¬
geglichen habe», sollen nicht beanständet werden.

Die Unternehmung hat an entsprechenden Punkten geeignete Spannungs -Messapparate
anzubringen, um den Organen der Gemeinde die Möglichkeit zu bieten, die Betriebsspannung im
Kabelnetze jederzeit überwachen zu können.

Die Stellen, wo derartige Apparate anzubringen sind, werden im Einvernehmen zwischen
der Gemeinde Wien und der Unternehmung bestimmt. Sollte dieses Einvernehmen nicht erzielt
werden, so entscheidet das im Z 18 vorgesehene Schiedsgericht.

Alle diese Verpflichtungen hören auf, wenn und insolange die Unternehmung durch höhere
Gewalt (vls inchors, Arbeiterstrikesoder unverschuldete Betriebsstörungen verhindert ist, elektrischen
Strom zu erzeugen und abzugeben.

Z 2. Die Herstellung der Anschlüsse von den in der Straße liegenden Leitungen und die
Herstellung sämmtlicher Leitungen mit ihren zugehörigen Theilen bis einschließlich der im Innern
der Häuser und Wohnungen gelegene» Elcktrieitätsmcsscrwerden ausschließlich von der Unter¬
nehmung, beziehungsweise von den von derselben hiesür bczeichneteu Subunternchmern auf Ver¬
langen und für Rechnung deS Abnehmers bewirkt; der Abnehmer erhält dadurch keineswegs das
Eigenthumsrecht, sondern nur das Recht der Benützung der ihm gelieferten Einrichtung, jedoch
lediglich zum Bezüge der Elektricität aus den von der Unternehmung hcrgerichteten Elektricitätsquellen.

Die Gemeinde behält sich das Recht vor, zu verlangen, dass diese Herstellungen nur zu
jenen Preisen gemacht werden, welche von Jahr zu Jahr zwischen der Gemeinde und der Unter¬
nehmung vereinbart werden.

Im Falle eine solche Vereinbarung nicht zustande kommen sollte, entscheidet das Schieds¬
gericht (K 18 des Vertrages).

Die Unternehmung haftet für die solide und die zweckmäßige Ausführung dieser Herstellungen,
Abänderungen und Ausbesserungen solcher Leitungen, sowie Instandsetzung von außer Betrieb
gestandenen Leitungen sind durch die Unternehmung auf ihre Kosten auszuführen; auf Kosten des
Abnehmers in dem Falle, wenn die Abänderungen oder Ausbesserungendurch ein Verschulden des
Abnehmers oder dessen Bestellten verursacht werden.

Die Herstellung aller Anlagen und Vorrichtungenhinter dem Elektricitätsmesser, sowie deren
Abänderung und Ausbesserung bleibt der freien Concurrenz überlassen.

8 3. Insolange als eine gesetzliche Vorschrift für elektrische Starkstromanlageu nicht besteht
und eine ämtlichc Prüfung solcher Anlagen im allgemeinen nicht vorgeuommen wird, hat die
Unternehmung die Pflicht, eine bündige, leichtfassliche Belehrung für die der freien Concurrenz
überlassenen Anlagen herauszugebcn, und alle jene Anlagen dieser Art, welche nicht durch die
Gesellschaft ausgeführt wurden, vor Anschluss an die Zuleitung einer Prüfung nach Maßgabe der
Zugänglichkeit in Bezug auf genügende Sicherheit zu unterziehen.

Auch ist die Gesellschaft berechtigt, diese Anlagen hinsichtlich des regelrechten Functionierens
der Lampen und sonstiger Berbrauchsapparate zu prüfen. Die vorstehend erwähnten Prüfungen
ändern nichts au der Verantwortlichkeit des aussührenden Installateurs.

Tie oberwähnte Belehrung hat die Unternehmung vor der Hinausgabe an die Gewerbsleute
der Gemeinde Wien zur Genehmigung vorzulegen.

Fällt das Ergebnis der Prüfung einer Anlage nicht entsprechend aus , so hat die Unter¬
nehmung den Anschluss zu verweigern und sind die Gründe der Verweigerung bekanntzugebcu.

Wird von Seite der Partei auf den, Anschlüsse beharrt, so bleibt es derselben überlassen
den Fall dem Magistrate anzuzeigen, welcher hierüber amtszuhandeln hat.

Die Kosten der Amtshandlung hat der sachfällige Theil zu tragen.
Für die Vornahme oberwühnter Prüfung kann die Unternehmung eine Gebür einhebeu

welche aus einem festen Satze von 1» fl. und einer Zuschlagstaxe von 80 kr. pro Hektowatt des
Gesnmmtvcrbrauchesder Anlage besteht.

Das Auschließen der Junenaulage an die Zuleitung hat die Unternehmung in allen Fällen
kostenfrei vvrzunehme».

Nach dem Inkrafttreten von gesetzlichen Vorschriften für elektrische Starkstromanlagen und
nach stattgefundener Organisierung eines besonderen behördlichen Überwachungsdienstes für elektrische
Anlagen entfällt die Verpflichtung oberwähnter Prüfungen, somit auch das Recht auf Einhebung
obiger Prüfungsgebür.
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8 4 . Falls ztvischen dem Abnehmer und der Unternehmung bezüglich der Bezahlung des zu
liefernden elektrischen Stromes nicht eine besondere Vereinbarung getroffen wurde , soll derselbe
mittels Elektricitätsmesser gemessen werden.

Das System und die Evnstrnctivn von Elcktricitätsmessern , welche die Unternehmung zu
verwenden beabsichtigt , sind vor der Verwendung der Gemeinde zur Genehmigung vvrzulcgen und
es darf die Verwendung erst nach erfolgter Genehmigung geschehen.

Tie Gemeinde behält sich das Recht vor , zum Zwecke dieser Prüfung die von der Unter¬
nehmung zur Verwendung beabsichtigten ElektricitätSmesser prüfe » zu lassen und deren Genehmigung
von dem Prüfungsergebnisse abhängig zu machen.

Solche Apparate sind seitens der Unternehmung dem Abnehmer zu einem im nachfolgende»
Tarife (8 6) festgesetzten Preise mietweise zu überlassen.

Tem Abnehmer steht es auch frei , die ElektrieitätSmesscr von der Unternehmung käuflich zu
erwerben . Die Kosten der Erhaltung und abfälliger Ausbesserungen an den mietweise überlassenen
Elektricitätsmesser » , sowie des Austausches untauglich gewordener Elektricitätsmesser trägt die
Unternehmung , wenn dieser Austausch nicht infolge einer Beschädigung durch den Abnehmer vcr
nrsacht wurde , in welch letzterem Falle die Unternehmung den Ersatz der Kosten von dem Abnehmer
einzuhebeu berechtigt ist.

Im Falle , als diesbezüglich eine Einigung nicht zustande käme , hat das Schiedsgericht
i8 18 des Vertrages ) zu .entscheiden.

Die Entscheidung über die Größe , sowie über die Art der Aufstellung der zur Benützung
kommenden Elektricitätsmesser steht der Unternehmung zu . In Streitfällen entscheidet das Stadt¬
bauamt und hat die Kosten der Amtshandlung der sachsällige Theil zu tragen.

8 5 . Sämmtliche Elektricitätsmesser müssen , insolange nicht eine ämtliche Aicbung derselben
gesetzlich eingesührt ist , vor ihrer regelmäßige » Verwendung von einer der nachstehend augesührteu
Prüfungsstationen als zulässig bezeichnet worden sein , wofür die Kosten von der Unternehmung
zu tragen sind . Dagegen hat die Unternehmung das Recht , die Kosten für eine Nachprüfung von
Elektricitätsmessern , falls selbe über Verlangen des Abnehmers erfolgt und hiebei der Elektricitäts
messer als richtig befunden wird , vom Abnehmer einzuhebe » .

Als Prüfungsstationen werden vorläufig festgesetzt:
a) das k. k. technologische Gewerbemnseumt
b ) das Stadtbauamt.

8 6 . Tie Unternehmung ist berechtigt , als jährliche Miete für einen Elektricitätsmesser bis zu

10 Hektowatt höchstens ö. W . fl. 10 .—
20 ' „ .. 15 .-
40 „ „ ,, „ „ 20 .—

19 " „ . 25 .-
2" " „ „ „ „ 30 .-

»nd für je weitere 100 Hektowatt um je fl. 5 .— mehr einzuheben.
Die Gemeinde Wien behält sich das Recht vor , zu verlangen , dass diese Mietgebür zwischen

der Gemeinde und der Unternehmung von Zeit zu Zeit neuerlich vereinbart werde . Eine neue
Gebür hat immer mit 1 . Jänner cinzutreten ; die Gemeinde muss aber der Unternehmung
spätestens bis zu dem diesem 1. Jänner vorhergehenden 1 . Juli hievon Mittheilung gemacht haben,
und entscheidet , im Falle als eine Vereinbarung nicht zustande kommt , das im 8 18 des Vertrages
erwähnte Schiedsgericht.

Bis zur Feststellung der neue » Mietgebür ist die Unternehmung berechtigt , die früher gütigen
Gebüren einzuhebeu.

8 7 . Der Preisberechnung für den Verbrauch von Elcktricität liegt die Hektowattstunde
<100 Volt -Ampere - Stunden « zugrunde . Der Preis für diese Einheit beträgt für Belcuchtungszwecke
höchstens 6 kr., für die Zwecke der Kraftübertragung , Heizung und Elektrochemie höchstens 3 kr.,
welcher sich jedoch sofort auf 6 kr. erhöht , wenn die diesbezügliche Stromabgabe direct oder indircct
Beleuchtiingszwcckcn dient.

Die Unternehmung hat das Recht , sich einen jährlichen Mindestverbrauch anszubedinge » ,
welcher für Beleuchtungsanlagen 300 Stunden der vollen Leistungsfähigkeit (des Gesammtanschlusses ) ,
dagegen bei Anlagen für motorische und andere Zwecke 1500 Stuudcn der vollen Leistungsfähigkeit
betragen darf.
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Bei längerer Benützung bewilligt die Unternehmung von obigen Preisen folgende Nachlässe:
1. Für Beleuchtnngszwecke bei einer Benützungsdauer

von 600 Stunden und darüber 5°/«
800 10 °,0

1000 - IS »),
1500 20°/«
2000 " /0

Für Kraftübertragung und sonstige Zwecke bei eitler Beniitzungsdauer
von 2000 Stunden und darüber 10°/„

„ 2S(X> „ « 15°/«
.. 3000 „ „ „ 20 °/«

3500 „ „ „ 250 ^
„ 40<X> 30°/«

Als durchschnittlicheBeniitzungsdauer gilt die Jahressummc sümmtlicher durch den ElektricirätS-
ttiesser erhobenen Hcktowattstunden , gelheilt durch den am Elektricitätsmesser anzugebenden Meist-
verbrauch der betreffenden Anlage . Letzterer ist in ganzen Hektowatt auszndrücken.

In Streitfällen entscheidet das Ttadtbaunml.
Wenn infolge von Fortschritten auf technischem Gebiete die Erzeugung , beziebuugsweise

Leitung des Stromes sich mit erheblich geringeren Kosten als gegenwärtig Herstellen lässt , so sind
die festgesetzten Preise im Wege einer gemeinsamen Revision herabzusetzen.

Falls eine solche Einigung nicht erzielt werden sollte, entscheidet das Schiedsgericht >A 18
des Vertrages ).

8 8. Der Abnehmer kann auch die Beistellung der Glühlampen von der Unternehmung
verlangen , wofür diese eine Vierteljahrsmiete von 40 kr. für jede installierte Glühlampe zu fordert!
berechtigt, dagegen aber den Ersatz der durch gewöhnliche Benützung verbrauchten Glühlampen zu
leisten verpflichtet ist.

8 9. Die Unternehmung ist berechtigt, die Miete für den Elektricitätsmesser , die allfälligc
Lampenmietgebür , sowie die Beträge für den elektrischen Strom monatlich nachhinein von den
Abnehmern einzuheben.

Wird von Seite des Abnehmers gegen den monatlich nachhinein bekanntgegebenen Betrag
für den vermittels des ElcktrieitätsmesserS festgestellten Stromconsum nicht längstens binnen drei
Monaten vom Tage der Bekanntgabe sowohl reclamiert , als auch die Nachprüfung des Elektricitäts-
messers verlangt , so gilt der gemessene Stromverbrauch als genehmigt und begibt sich der Abnehmer
jedes Einwandes gegen die Richtigkeit der erfolgten Messung.

Wird infolge der Nachprüfung ein Elektricitätsmesser als unrichtig sunctionicrend erkannt,
so hat eine Rectificiernng desjenigen Strvmconsums , welcher noch nicht als genehmigt anzuseheu
ist, ans Grundlage der Ergebnisse der Nachprüfung zu erfolgen.

Die Unternehmung ist berechtigt, zur Deckung des im 8 7 festgesetzten Mindestverbrauches
eine Monatsgebür von 1 fl. per Hektowatt der Anlage in jenen Fällen einzuheben , in welchen der
deni wirklichen Verbrauche entsprechende Betrag diese Gebür nicht erreichen sollte.

Am Schlüsse des Jahres hat die Unternehmung ein allfälliges Guthaben dem Abnehmer
zurückzuerstatten oder für das folgende Jahr gutzuschreiben.

8 10. Die Unternehmung ist zur Abgabe von Elektricität nur daun verpflichtet, wenn sich
der Abnehmer seinerseits zur tarifmäffigen Abnahme von mindestens einem Jahr verbindet , und
ist berechtigt, von dem Abnehmer vvrkvmmcudeusalls reelle Sicherheit dafür zu verlangen , dass
derselbe die von ihm übernommenen Verpflichtungen seinerseits enthält.

Im Falle von Seite des Abnehmers nicht drei Monate vor Ablauf des Bertragsjnhres
schriftlich gekündigt wird , gilt das Vertragsverhältnis für je ein ferneres Jahr verlängert.

Über die schriftliche Kündigung hat die Unternehmung dem Abnehmer eine Empfangs
bestätigung zu geben.

Nach Ablaus der Äiindignugszeit und Lösung des Vertragsverhältuisses wird die Unter
nehmung berechtigt, den ihr gehörigen Elektricitätsmesser und die mietweise überlassenen Lampen
zu entfernen , sowie die Leitungsverbinduug aufzuhcbe ». Fände die vorgedachte Ausfvlgung der
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Lampen oder Elektricitätsmesser durch Verschulden des Abnehmers binnen acht Tagen nach Ablaus
des Vertrages nicht statt , so ist die Unternehmung berechtigt, die Mietpreise und den Preis für
den Mindestconsum nach wie vor einzuheben.

8 11. Die Unternehmung ist verpflichtet, sür die ihr zugewiesene öffentliche Beleuchtung sowie
sür die Beleuchtung und auch siir motorische Zwecke in städtischen Gebäuden und Anstalten unter
den im 8 1 dieser Bedingungen gemachten Voraussetzungen der Gemeinde von allen in dem 8 9
erwähnten Zahlungen , insbesondere also auch von dem im 8 7 erwähnten Maximalpreise von sechs,
beziehungsweise drei Kreuzern einen Nachlass von 25 Proeent zu gewähren.

Dieser Nachlass findet auf die Beleuchtung oder den Krastverbrauch in vermieteten Bestand-
«heilen städtischer Gebäude keine Anwendung.

8 12. Es steht der Unternehmung das Recht zu, die Elektricitätsmesser und die Leitungen
sammt Zugehör von Zeit zu Zeit zu revidieren und — wo cs nöthig ist — in Stand setzen zu
lassen, daher den Beamte » und Aufsehern der Unternehmung der Zutritt zu den Leitungen , Mess-
und Verbrauchsapparate » und den elektrisch beleuchteten Räumen ebenso zu gestatten ist, wie die
Vornahme der erforderlichen Hantierungen.

8 13 . Der Unternehmung steht das Recht zu, in Fälle », wv,der Abuehiner Änderungen in
den bestehenden Einrichtungen eigenmächtig ausführt , oder de» Bestimmungen deS 8 12 zuwidcr-
handelt , ferner wenn der Abnehmer die festgesetztenZahlungsbedingungen nicht einhält , die Leitungen
absperren zu lassen und die fernere Lieferung deS elektrischen Stromes iusolange eiuzustellcn , als
den vorbczeichneten Anforderungen nicht entsprochen ist.

8 14 . Die auf Grund vorstehender Bedingungen von der Unternehmung hinanszugebeuden
Cireularieu sind, soweit sic nicht lediglich Begünstigungen der Eousumeuteu enthalten , vor der
Verbreitung der Gemeinde zur Genehmigung Vvrzulegeu.

Wien , am 21. April 1893.

Aus de » Vvrangcführten mit den verschiedenen Elektricitäts -Gesellschaften abge¬
schlossenen Verträge » gieng eine Reihe von Geschäften hervor , zu deren Besorgung zu
Beginn des Jahres 1893 gelegentlich der Neueintheilung des StadtbauamteS ein
elektrotechnisches Bureau  errichtet wurde.

Diesem Bureau , welches eine Unterabtheilung der Abtheilung VIII sBeleuchtungs-
Abthcilung ) des Stadtbauamtes bildet , wurden außer den vorerwähnten Geschäfte » noch
andere elektrotechnische Agenden , theils wirtschaftlicher , theils überwachender Natur
zugewiesen.

Zu den Geschäften , welche aus den Verträgen mit den Elektricitäs -Gesellschafteu
Hervorgiengen , gehören die Verhandlungen über die von den einzelnen Gesellschaften
eingelangten Gesuche um Bewilligung von Tracen für die in die Straßen und Plätze
einzulegenden Kabel . Diese Verhandlungen erfolgten auf Grund commissioneller Begehungen
der angesuchten Tracen unter Zuziehung der betheiligten Behörden , Ämter und Privat-
parteicn . Nach Einholung der Zustimmung des k. k. Handelsministeriums wurden die
betreffenden Gesuche zur endgiltigen Schlussfassung dem Gemeinderathe , beziehungsweise
Stadtrathe vorgelegt . Die Ausführung der Kabellegung wurde sodann vom Stadt¬
bauamte überwacht.

Weitere mit den vorgenannten Verträgen im Zusammenhänge stehende Geschäfte sind:
Die Überwachnng der Einhaltung der einzelnen Vertragsbestimmungen , Evidcnt-

haltung der verschiedenen Termine , der Leistungsfähigkeit der Centralstationen , der Lage,

Stärke und Länge der Kabelleitungen , der Anzahl der Transformatoren und sonstigen
Apparate , der angeschlvsseneu Lampen , Elektromotoren re., die Begutachtung der jährlich
sestzusetzenden Preistarife für Hausanschlüsse , die Entscheidung in Streitfällen über die
Anschlussfühigkeit von Installationen , die Controle der ElektricitätSmcsser u . dgl.

Bis Ende 1893 wnrden von den derzeit bestehenden drei Elektricitäts -Gesellschaften
Kabelleitungen mit einer Traeenlänge von i37,Kilometer  gelegt.
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Von der angegebenen Tracenlänge entfallen ans das Jahr 1889 : 18 -826- 1890:

87 -̂ g- 1891 : 45 -z7z , 1892 18 -8,8 - 1893 : 21 .^ Kilometer-
Für die Gestattung dieser Kabellegungen wurde von den oberwähnten Gesell¬

schaften der Gemeinde im Jahre 1889 fl - 151 -26, 1890 fl - 526 .^ , 1891 fl - 982 8g,
1892 fl- 1252 -6-, und 1898 fl- 1487 -gg an Grundzins bezahlt.

Die von den drei Elektricitäts -Gesellschaften gemäß K 10 der Verträge geleistete

.'iprocentige Abgabe von den Bruttoeinnahmen betrug im Jahre 1889 fl - 275 -,-,7,
1890 fl- 5525 -gz, 1891 fl- 17 .252 .2«, 1892 fl- 28 .490 .g«. 1898 fl- 38 .167 -12-

b> Wirtschaftliche Angelegenheiten.
1. öffentliche Beleuchtung mit elektrischem Lichte.

Erst gegen Ende des Jahres 1898 wurde der Anfang mit elektrischer
Lira ß enbclen ch tung  gemacht.

Jm Jänner 1898 suchte die Firma Siemens 6c Halste  bei der Gemeinde
um die Bewilligung an , den Kohlmarkt im I . Bezirke mittels 12 über der Mitte dieser
Straße aufgehängter Bogenlampen auf die Tauer eines Jahres versuchsweise beleuchten
zu dürfen . Der Gemeinde sollten hieraus keinerlei Kosten erwachsen , nur ersuchte die
Firma um die Erlaubnis , die Kugeln der Bogenlampen mit Ankündigungen versehen
zu dürfen , um auf diese Weise einen Thcil der Kosten des BclenchtungsversucheS herein¬
zubringen - Diese Bewilligung wurde unter gewissen einschränkenden Bedingungen ertheilt.

Am 4 . December 1898 wurde diese elektrische Probebeleuchtung in Gegenwart
einer aus Vertretern des Stadtrathes , Magistrates , Stadtbauamtes , der k. k. Polizci-
direction rc . bestehenden Commission in Betrieb gesetzt.

Über die während des Versuchsjahres gemachten Erfahrungen wird am Schlüsse
der Probezeit Bericht erstattet werden.

Jm Laufe des Jahres 1893 wurde wiederholt der Wunsch ausgesprochen , dass
die beiden Plätze „Am Hof"  und „Freiung " eine bessere Beleuchtung erhalten mögen,
insbesondere für die Zeit nach Mitternacht , wo daselbst ein reger Marktverkehr statt¬
findet - Vom Bauamte sind diesbezüglich Vorschläge zur Beleuchtung der genannten
Plätze mit Bogenlampen erstattet worden.

Jn Angelegenheit der elektrischen Straßenbeleuchtung fanden im ganzen 24 Local¬
augenscheine statt.

2 . Elektrische Beleuchtung städtischer Gebäude und Anstalten.
Zu Ende des Jahres 1888 bestand nur eine elektrische Belenchtungsinstallation in

städtischen Gebäuden , nämlich jene im neuen Rathhause , über welche die näheren An¬
gaben im Verwaltnngsberichte für das Jahr 1888 , Seite 189 , enthalten sind.

Zu Beginn der Berichtspcrivde 1889 — 1893 wurde die im Jahre 1888 errichtete
neue Maschinenanlagc für die Beleuchtung und Ventilation der Festräume im Rathhanse
in Betrieb gesetzt . Diese Anlage umfasste damals 4 Dampfmaschinen zu je 100 ? 3 .,

2 Dampfmaschinen zu je 50 I ' 3 . mit zugehörigen Dynamomaschinen , zu deren Betrieb
die Kessel der Heizanlage diene » . Diese Maschinen speisten >l 75 Glüh - und 17 Bogen¬

lampen , ferner 4 Elektromotoren für VentilationSzweckc.
Jm Juli 1889 wurde mit der Installation der elektrischen Beleuchtung in den

Buffets und Nebenränmcn der Festräume , im December 1889 mit der Anfstellnng
zweier Accninulatorenbatterien begonnen.
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Im Februar 1890 kannte die Beleuchtung in den Buffets in Betrieb gesetzt
werden und am 6 . Februar desselben Jahres fand das erste Fest , der Empfaugsabcnd
des Bürgermeisters , in den Festräumen dcS Rathhauses statt , wobei die Beleuchtung
und Ventilation tadellos funetiouierte . Im April 1890 wurde die Accumulatorenanlage
in Betrieb gesetzt, ferner der EmpfangSsalon des Bürgermeisters mit definitiver elektrischer
Beleuchtung versehen.

Im Juni 1890 erfolgte die Legung neuer Hauptleitungen und wurde mit der

Beleuchtungseinrichtuug in der Wohnung des Bürgermeisters begonnen , die im
September desselben Jahres in Betrieb gesetzt wurde.

Im December 1890 erhielt die Volkshalle , sowie ein Theil des Museums eine
provisorische elektrische Beleuchtung.

Im Februar 1891 wurde mit der Einrichtung der dritten Aeeumulatoreubatterie
begonnen , welche im April desselben JahreS in Betrieb kam . Im August und Sep¬

tember 1891 wurde die Rathhausthnrmuhr für elektrische Beleuchtung eingerichtet.
Im November 1891 erhielt die Bolkshalle die definitive elektrische BeleuclitungSein-
richtuug.

Jni Jahre 1892 gieng der bis dahin von der Firma B . Egger  n . Ev.  in Wien
vertragsmäßig geführte Betrieb der Anlage in die Eigenrcgie der Gemeinde über , wobei
auch das für diese Anlage bestellte Personale dieser Firma in den Dienst der Gemeinde
übernommen wurde . In Verbindung hicmit wurde zur Errichtung einer Mvntierungs-
werkstätte für die in Eigenregic Vvrznnehmeuden Erweiteruugsarbeiten geschritten.

Im December 1892 erfolgte die provisorische Installation mit Bogenlampen in
de » Vestibüls , Durchfahrten und Arkaden.

Im Juni 1899 wurde mit der Einrichtung der vierten Aeeumulatoreubatterie be¬
gonnen , welche im September desselben Jahres in Betrieb gesetzt wurde.

Im Herbst und Winter 1899 wurde die Installation des elektrischen Antriebes
der Ventilatoren für die großen Ämter und den Gcmeiuderath -SitzuugSsaal durchgeführt.

Tie Leistungsfähigkeit der Anlage betrug zu Beginn deS Jahres 1889 rund
9000 Hektowatt und zu Ende deS Jahres 1899 rund 9500 Hektowatt.

Die Anzahl der an diese Anlage angeschlosseuen elektrischen Lampen betrug am
Ende deS JahreS 1888 : 1192 , darunter 1175 Glüh - und 17 Bogenlampen , zu Ende
des Jahres 1899 : 2992 Glüh - und 41 Bogenlampen , woraus sich ein Zuwachs von
1817 Glüh - und 24 Bogenlampen ergibt . ^Außerdem wurden seit Beginn deS Jahres
1889 8 Elektromotoren verschiedener Leistung angeschlossen.

An Bau - und JnstallationSkosten waren bis zum Ende des V . Betriebsjahres
t90 . Juni 1890 > für das Werk und die Hausleitungeu 204 .027 fl . 81 kr. und für
die Beleuchtungskörper 54 .978 fl . 99 kr. ; bis zum Ende des VIII . BetriebSjahrcs
>90 . Juni 1899 ) aber für das Werk und die Hauslcituugen 270 .817 fl . 84 kr. und
für die Beleuchtungskörper 70 .950 sl. 8 kr. aufgelaufen.

Entsprechend der allmäligeu Vergrößerung der Anlage fand eine stetige Steigerung

des Betriebes derselben statt . Der Strvmeonsum betrug:

im IV . Betriebsjahre 1888/89 . . 77 .929 Hektowatt -Stunden
V. „ 1889/90 . . 159 .724

VI. „ 1890/91 . . 214 .025
VII. „ 1891/92 . . 209 .040

VIII. „ 1892/99 . . 940 .859



XV. Beleuchtungswesen . — u . Elektrische Beleuchtung. 401

sie Betriebskosten beliefen sich:
im IV . Betriebsjahre 1888/89 uns

V.
VI.

VII.
VIII.

1889/90
1890/91
1891/92
1892/93

fl. 7.97141
9.228 05

12.039 33
13.397 79
9.885 43

Betriebsflihre spricht deutlich für dieTer Rückgang der Betriebskosten im Vllt
wirtschaftlichen Vortheile der Eigenregie, welche sowohl hinsichtlich der Installation , wie
auch des Betriebes zur Durchführung gelangte.

Außer dem neuen Rathhause wurden in der Berichtsperiode nachstehende
Gebäude und Anstalten mit elektrischer Beleuchtung versehen.

Im Jahre 1891 erhielte» beide Zifferblätter der Uhr am Dome zu St . Stephan
die elektrische Beleuchtung;

im Jahre 1892 wurden die transparenten Uhren am Franz Josefsguai und in
der Pratcrstraße vor dem Carltheater für elektrische Beleuchtung eingerichtet;

im selben Jahre erfolgte die Installation der elektrischen Beleuchtung des Eur-
salons und des Eislaufteiches im Stadtparke auf Rechnung der Pächterin, jedoch unter
Beitragleistung der Gemeinde;

im Jahre 1893 wurden die Kirchennhrcu der Pfarrkirchen in der Mariahilfer-
straße, Gumpendorferstraße und am Michaelerplagc für elektrische Beleuchtung ein¬
gerichtet.

Der Gesammtstand der der Gemeinde gehörigen elektrischen Lampen in städtischen
Gebäuden und Anstalten betrug:

zu Ende des Jahres Glühlampen Bogenlampen
1888 . . . . . 1175 17
1889 . . . . . 2152 17
1890 . . . . . 2421 17
1891 . . . . . . . . . 2919 17
1892 . . . . . 2955 17
l893 . . . . . 3016 41

Zn Ende des legten Jahres bestanden im Rathhanse 8 Elektromotoren.
Der gesammte Elektrieitätsverbranchin städtischen Gebäuden und Anstalten wurde

sestgestellt:
für das Jahr 1889 mit 77.329 Hektowattstundcn

1890 „ 159.724
1891 „ 216 .081
1892 „ 287 .611
1893 ,. 367 .834

Die diesem Verbrauche entsprechenden Kosten betrugen:
für das Jahr 1889 . fl. 7.971 41
„ „ „ 1890 „ 9.22805
„ ,. ,. 1891 . „ 12.073 29
. 1892 . 14.057 38
„ ., „ 1893 . 10.773 91

Hiebei ist zu bemerken, dass der Verbrauch und die Kosten hinsichtlich des neuen
Rathhauses für das jeweilige mit Ende Juni schließende Betriebsjahr, hinsichtlich der
übrigen städtischen Anstalten dagegen für das Solarjahr berechnet wurden.
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S. Überwachungder Privatbeleuchtuug.
Auf Grund der Ministerialverordnung vom 25 . März 1883 Nr . 41 . R . G . B.

S . l43 , betreffend die gewerbsmäßigen Autogen zu Zwecken der Erzeugung und Leitung
der Elektricität , wurden die im Laufe der Verwoltungsperiode 1889 — 1893 eingelangten
diesfälligen Concessionsgefuche in Behandlung genommen und erledigt.

Im Jahre 1891 wurde die theilweife Abänderung dieser Ministerialverordnung
beantragt , da es sich herausgestellt hat , dass die bisher in Kraft stehenden Bestimmungen
in Betreff der Erlangung der Concession für das elektrotechnischeGewerbe nicht strenge
genug sind, um eine Gewähr dafür zu bieten, dass nur fachlich ausgebildete Bewerber
diese Concession erhalten . ^

In demselben Jahre wurde die Erlassung von Sicherheitsvorschriften für elektrische
Anlagen in Anregung gebracht und zugleich ein Regulativentwurf zur Genehmigung vor¬
gelegt, welcher die Grundlage zur Organisierung eines besonderen Überwachungsdienstes
für elektrische Anlagen bilden sollte.

Diese beiden Vorschläge wurden vom Magistrate an die k. k. n .-ö. Statthalterei
behufs deren Vorlage an das k. k. Handelsministerium zur Erzielung von Änderungen
der Concessionsbedingungen , beziehungsweise Erlassung des Regulatives geleitet . Eine
Entscheidung hierüber ist jedoch noch nicht eingelangt.

Obgleich nach obigem ein gesetzliches Regulativ für Starkstromanlagen bisher noch
nicht besteht, mussten dennoch in wichtigeren Fällen im Interesse der öffentlichen Sicherheit
Amtshandlungen vorgenommen werden . Hieher gehören die Interventionen bei Ertheilung
von Coiffeusen für die Betriebsanlage elektrischer Centralen , ferner für die Anlagen in
Theatern und größeren Vergnügungsanstalten.

Über die Zahl der während der Verwaltungsperiode 1889 — 1893 installierten
elektrischen Privatlampen gibt das Statistische Jahrbuch der Stadt Wien im Abschnitte
„Beleuchtung " Aufschluss.

In fünf Fällen wurde die Inanspruchnahme des städtischen Grundes durch private
Bewerber behufs Herstellung von Lichtleitungen gestattet und beträgt die Tracenlänge
der diesbezüglichen Leitungen 188 Meter.
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